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1. Vorwort 
Die Lokale Agenda 21 Heilbronn macht sich seit über 21 Jahren die Förderung einer nachhaltigen 

Entwicklung von Heilbronn zur Aufgabe.  

Auch die Gruppe „Mobilität“ der Lokalen Agenda 21 Heilbronn ist seit diesem Zeitraum in der 

Mobilitätsentwicklung von Heilbronn aktiv. Mit der Organisation und Durchführung zahlreicher 

Veranstaltungen, durch die Beteiligung an städtischen Planungen und durch die Entwicklung eigener 

Konzepte und Vorschläge nimmt sie Einfluß auf die Planungen und die Durchführung städtischer 

Vorhaben. Außerdem arbeiten Mitglieder der Mobilitäts-Gruppe im Arbeitskreis Fuß- und 

Radverkehr der Stadt Heilbronn mit und pflegen Kontakte zur Stadtverwaltung, zur kommunalen 

Politik und zu kooperierenden Gruppen. 

In der Vergangenheit wurden von der Lokalen Agenda 21 Heilbronn das Carsharing in Heilbronn und 

das Fahrgastforum des HNV initiiert. Es wurden regelmäßig Haltestellenmängel aufgezeigt. 

Weiterhin wurden Konzepte für den zukünftigen ÖPNV in Heilbronn, zur Einführung von 

Umsteigepunkten (Mobilitäts-Hubs) und zum Verkehr sowie zum Parken in der „Nördlichen 

Innenstadt“ erarbeitet und vorgelegt. 

Im Rahmen der Erstellung des Mobilitätskonzeptes Heilbronn 2030 haben sich viele Mitglieder der 

Lokalen Agenda 21 Heilbronn in den verschiedenen Entwicklungsphasen konstruktiv beteiligt und 

zahlreiche Verbesserungsvorschläge eingebracht.  

Auf die Methodik den Ablauf und die Erstellung des Konzeptes hatten die Mitglieder der 

Mobilitätsgruppe keinen Einfluß. 

Das von der Stadtverwaltung Heilbronn im November 2019 vorgelegte „Mobilitätskonzept als 

Klimaschutzteilkonzept“ sowie der angefügte Maßnahmenkatalog wurde von der Gruppe Mobilität 

analysiert und bewertet. Diese Bewertung wird von zahlreichen Klima- und Umweltgruppen (LA 21 

HN, Rat für Klimaschutz BUND, ADFC, VCD, F4F, P4F) inhaltlich mitgetragen. 

 

2. Einleitung 
Es ist unstrittig, dass sich das Mobilitätsverhalten, vor allen Dingen in den dicht bebauten Städten, 

grundlegend ändern muss, um die Umweltbelastungen zu reduzieren und die Stadt auf die Zukunft 

auszurichten. Dabei geht es einerseits um den Umbau der Verkehrsinfrastruktur und andererseits 

um die Unterstützung der Verhaltensänderung ihrer Nutzer. Die Anpassung beider Aspekte an die 

Herausforderungen im Mobilitätsbereich sind Voraussetzung einer nachhaltig gestalteten Zukunft.  

Die Stadt Heilbronn hat jetzt ein Mobilitätskonzept mit einem Entwicklungshorizont 2030 vorgelegt. 

Es ist als Klimaschutzteilkonzept ausgelegt und hat eine möglichst große CO2-Emissionsminderung im 

Verkehrssektor zum Ziel. Die Umsetzung der im Konzept vorgeschlagenen Maßnahmen reicht nicht 

aus, um die verkehrsbezogenen EU-; Bundes- und landesbezogenen Klimaschutzziele, 

heruntergebrochen auf Heilbronn, zu erreichen. Eine konkrete Zielsetzungen und eine „Roadmap“ 

bis zum Jahr 2030 fehlen. Weiterhin sind die vorgeschlagenen Maßnahmen hauptsächlich auf die 

Infrastrukturentwicklung und nur im geringen Maß auf die Verhaltensbeeinflussung der Nutzer 

ausgerichtet.  

Um bei einer Neuausrichtung der Mobilität erfolgreich zu sein, sind beide sich ergänzende Aspekte 

gleichermaßen weiter zu entwickeln. Deshalb schlägt die Lokale Agenda 21 Heilbronn als Ergänzung 

und zur Unterstützung des vorgelegten Mobilitätskonzeptes der Stadt teilweise andere Wege, andere 

Schwerpunkte und zusätzliche Maßnahmen vor. 
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3. Definitionen 
Um Klarheit zu schaffen, zunächst einige wichtige Definitionen. 

3.1 Mobilität 
Mobilität ist die Möglichkeit und Bereitschaft der Ortsveränderungen von Personen oder Gütern. 
Quelle : Wikipedia 

3.2 Verkehr 
Verkehr ist realisierte Mobilität, also die Ortsveränderung von Personen und Gütern. 
Quelle : Wikipedia 

3.3 Konzept: 
Als Konzept wird ein Planungsdokument bezeichnet, das aus den Grundlagen eines Vorhabens und 

seiner Ziele die Mittel und Wege definiert, mit denen diese Ziele erreicht werden können.  
Quelle: definition-online.de 

 

4. Vorgehensweise 
in diesem von der Lokalen Agenda21 Heilbronn vorgelegten Alternativkonzept werden gegenüber 

dem von der Stadt Heilbronn vorgestellten Konzept andere Schwerpunkte gesetzt. Es werden nicht 

die CO2-Minderung sondern Maßnahmen zur Verhaltensänderung in den Fokus gerückt.  

Mit Maßnahmenvorschlägen zur Verbesserung des zu Fuß gehens, über das Fahrradfahren bis zur 

ÖPNV-Nutzung wird dem Umweltverbund (UV) klar Vorrang eingeräumt.  

Begonnen wird mit den allgemeinen Zielen. Nach den Rahmenbedingungen und den sich daraus 

ergebenden Herausforderungen wird die Istsituation kurz dargestellt. Der Weg zu den konkreten 

Maßnahmen führt von den allgemeinen Zielen über Handlungsansätze hin zu den Handlungs-

feldern. Nach den Zielen in Bezug auf den Modal-Split und der Vorstellung von Bewertungskriterien 

bildet ein Bündel von Vorschlägen konkreter Maßnahmen den Anschluß dieses Dokuments. 

Diese Dokument wurde nicht von Fachleuten sondern von interessierten und informierten 

Bürgern*rinnen nach bestem Wissen sowie inhaltlich untereinander abgestimmt erstellt . 

 

5. Allgemeine Ziele bis 2030 
 Hauptziel ist eine deutliche Nutzungsänderung weg vom Auto hin zum Umweltverbund. 

 Die Mobilität wird für jeden Einzelnen gewährleistet und darüber hinaus erweitert.  

Das betrifft vor allen Dingen den Zugang und die Nutzung umweltfreundlicher 

Verkehrsmittel. 

 Die Umweltbelastung durch den Verkehrssektor wird so weit verringert, dass die dem 

Verkehr zugeordneten Klimaschutzziele der EU, des Bundes und des Landes bis 2030 

zumindest erreicht werden. 

 Die Schadstoff- (NOx, Feinstaub) und Lärmgrenzwerte werden an allen Orten in der Stadt zu 

jedem Zeitpunkt bis 2030 sicher eingehalten. 

 Die Inanspruchnahme öffentlicher Flächen durch den fließenden und ruhenden Verkehr wird 

vor allen Dingen in der Innenstadt Schritt für Schritt verringert. 

 Durch zusätzliche Maßnahmen wird die Aufenthaltqualität stadtweit erhöht. 

 Ziel ist eine bis 2030, weitgehend autofreie Innenstadt, bis auf den eingeschränkten 

Lieferverkehr und die Zu- und Abfahrten zu bzw. von den bestehenden Parkhäusern und 

Tiefgaragen. 
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6. Rahmenbedingungen und Herausforderungen 
 Die Kommunen haben keine Gesetzgebungsrechte. 

Von Seiten der Mitglieder des Gemeindates und der Stadtverwaltung ist deshalb in den 

gesetzgebenden, politischen Gremien aktiv darauf hinzuwirken, dass die Entwicklung zu einer 

umweltschonen Mobilität verbesserte gesetzliche Rahmenbedingungen erhält. 

 Die Anzahl der Stadtbewohner steigt weiterhin an.  

Die Siedlungsentwicklung ist grundsätzlich an den Achsen des ÖPNV auszurichten. 

 Im Stadtgebiet steigt der Flächenbedarf u.a. durch die Schaffung neuer Wohnungen. 

Um die Wege zu verkürzen ist kompakter, also eher in die Höhe und nicht in die Fläche zu 

bauen. 

 Die Zahl der Studienplätze und der Studierenden erhöht sich weiter. 

Um die Wege zu verkürzen sind den Studierenden studienplatznah günstige Unterkünfte 

anzubieten, um den Studienplatz möglichst fußläufig zu erreichen. 

 Die freien Flächen in der Stadt werden immer knapper. 

Statt für neue Parkplätze ist für eine bessere ÖPNV-Anbindung zu sorgen.  

Die Parkplätze im öffentlichen Straßenraum sind Schritt für Schritt zu reduzieren. 

Parallele dazu sind die Fußgängerzonen in der Innenstadt zu erweitern. 

 Die Zuständigkeiten der Kommunen enden oftmals an den geographischen Grenzen.  

Sie sind durch gezielte Zusammenarbeit und durch Kooperationsverträge im 

Mobilitätsbereich zu überwinden. 

 Im Umkreis wohnende und in der Stadt arbeitende Pendler, sind bisher wegen einer 

unzureichenden ÖPNV-Zugänglichkeit auf das Auto angewiesen.  

Durch die Realisierung eines Konzeptes von Umsteigepunkten (Mobilitäts-Hubs) soll 

vermieden werden, dass Pendler ihr Auto auch im Stadtgebiet nutzen. 

 

7. Beschreibung der Vorgehensweise im städtischen Mobilitätskonzept 
Um hinreichende Maßnahmen zur Erreichung der oben genannten Ziele zu entwickeln, 

vorzuschlagen und umzusetzen, muss die aktuelle Situation möglichst genau bekannt sein. Die 

Istsituation im Mobilitätsbereich ist durch verschiedene Grundfaktoren gekennzeichnet. 

Zu diesen Faktoren zählen zunächst die Anzahl der sich im Stadtgebiet aufhaltenden Personen 

(Anzahl der Bewohner), der Ein- und Auspendler sowie der Fahrzeuge, getrennt nach Fahrzeugarten 

und die Kenntnis über ihre Bewegungen im öffentlichen Raum.  

Außerdem ist die Kenntnis über die der jeweiligen Verkehrsmittelwahl zu Grunde liegenden Motive 

hilfreich. 

Um das derzeitige Mobilitätsverhalten einzuschätzen und Verhaltensänderungen zu fördern, sind 

Kenntnisse über die Gründe, die fördernden und einschränkenden Faktoren der Mobilität und der 

durch sie auslösten Verkehre von hoher Bedeutung. 

Neben der Kenntnis der zeitlichen Verteilung der stehenden Fahrzeuge sind ihre Bewegungen (Wege 

mit Start- und Zielpunkt und Geschwindigkeiten), ist die Kenntnis über die zum Abstellen und zur 

Fortbewegung vorhanden Infrastruktur (Wege, Straßen, Gleisanlagen, Brücken, Parkierungsanlagen) 

und ihre verkehrsmäßigen Begrenzungen (z.B. Anzahl Fahrspuren, zugelassenen Fahrrichtung(en), 

Maximalgeschwindigkeiten, Fahrzeugeinschränkungen, Signalanlagen, ..) von grundlegender 

Bedeutung. 
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Aus der Summe dieser Kenndaten lassen sich auch andere, für die Mobilität und der daraus 

resultierende Verkehre wichtige, Faktoren ermittelt, so z.B. die Verkehrsbelastungen an allen Orten 

und zu jeden Zeitpunkten in der Stadt, die Kraftstoff- und Energieverbräuche, die Emissionen (CO2, 

NOx, Feinstaub, Lärm) sowie die Flächeninanspruchnahmen. 

Die Istsituation wird im vorgelegten Mobilitätskonzept in einigen Aspekten ermittelt und 

beschrieben. Dabei bilden die im Jahr 2015 durchgeführten Zählungen und Befragungen die 

Grundlagen. Daraus wurden zunächst die CO2.-Emissionen und der Endenergieverbrauch errechnet.  

Anmerkungen: 

Es ist davon auszugehen, dass die ermittelten Fahrzeug-km, die CO2-Emissionen und 

Endenergieverbräuche aufgrund fehlerhafter Annahmen und von Nichtberücksichtigung geringer 

angegeben werden als sie tatsächlich sind. 

Im MK, S.43 wird die durchschnittliche Fzg.-km bezogene CO2-Emission  für 2015 mit 0,164kg 

angegeben. Das BUA gibt für das Jahr 2017 0,142kg/Personen-km und für das Jahr 2018 eine 

Zunahme auf 0,147kg/Personen-km an. Bei einer durchschnittliche Besetzungsdichte von 1,2 

Personen/pro Fahrzeug ergeben sich für 2017 CO2-Emissionen von 0,170kg/ Fzg.-km bzw. 

0,176kg/Fzg.-km an. Das sind deutlich höhere Werte als im MK angenommen. 

 

Mit Blick auf die Aufteilung der zurückgelegten Wege auf die einzelnen Fortbewegungsarten wurde 

der Modal-Split für das Jahr 2015 ermittelt. Aus dem „Masterplan Nachhaltige Mobilität“, der im 

Jahr 2018 im Auftrag der Stadt erstellt wurde, wurde der für das Jahr 2030 zu erzielenden Modal-

Split nachrichtlich auch als Ziel für das so genannte Klimaschutzszenario in das Mobilitätskonzept 

übernommen. 

Anmerkungen:  

Der im „Masterplan nachhaltige Mobilität“ als Ziel ausgewiesene Modal-Split resultiert aus 

verwaltungsinternen Zielsetzungen. Dabei ging es um Maßnahmen zur NOx-Einsparungen also nur 

einen Faktor mit Blick auf eine nachhaltige Verkehrsentwicklung. Die Anzahl der insgesamt 

zurückgelegten Wege wurde auf der Basis von  deutschlandweiten Erhebungen errechnet. Die 

Aufteilung auf die verschiedenen Verkehrsarten erfolgte anhand von Abschätzungen. 

 

8. Handlungsansätze 
Um die oben angegebenen Ziele zu erreichen, sind folgende grundsätzliche Handlungsansätze zu 

berücksichtigen.  

 Vermeiden  

 Verlagern und  

 Verstetigen  

Dies kann über folgende grundlegende Maßnahmen erreicht werden: 

 infrastrukturelle Angebote und Einschränkungen,  

 organisatorische und informelle Maßnahmen  

 Verhaltensbeeinflussung der Verkehrsteilnehmer 

Dabei sind die kommunalen Einflußmöglichkeiten sind zu beachten. Die Haupteinflußmöglichkeiten 

der Kommunen liegt im Bereich der Infrastruktur- und der Ordnungsmaßnahmen. 



Lokale Agenda 21 Heilbronn   11.03.2020 
AK Mobilität „Alternatives Mobilitätskonzept Heilbronn 2030“ Seite: 8 von 51 

 
 

 

Der Hauptansatz ist die Verlagerung der Verkehre weg vom motorisierten Individualverkehr (MIV) 

hin zu umweltfreundlichen Verkehrsarten (UV).  

Umweltfreundlich sind alle Verkehrsarten, die mit 

 weniger Ressourcenverbrauch (Material, Kraftstoffe, Energie, Flächeninanspruchnahme) 

 geringeren Umweltbelastungen (CO2-Emissionen, Luftverschmutzungen, Trennwirkungen)  

 geringeren Unfallgefahren Gesundheitsschäden (NOx-, Feinstaub-Emissionen, Lärm), 

bezogen auf die von Personen oder Gütermengen zurück zu legenden Wege, verbunden sind. 

Dazu zählt auch die für uns Menschen natürlichste Fortbewegungsart, das zu Fuß gehen oder das 

Laufen. Diese Fortbewegungsart ist allen anderen vorzuziehen. Die geringe Ausdehnung der 

kompakten Heilbronner Innenstadt( ca. 1km x 1km) bietet gute Voraussetzungen dafür. 

Das zu Fuß gehen ist grundsätzlich meist ein geringer Teil aller von uns zurückgelegten Wege. 

Die Fortbewegung mit Fahrrädern oder Tretrollern ist zwar mit einem Ressourcenverbrauch und 

einer geringen Flächeninanspruchnahme und geringen Unfallgefahren verbunden, sie ist aber 

weitgehend emissionsfrei und verbraucht außer der Körperkraft keine zusätzliche Energie. 

Pedelec , E-Bike und E-Scooter verbrauchen im geringen Maß elektrische Energie. Mit ihnen sind 

längere Stecken einfach und schnell zurückzulegen. 

Anders gelagert ist dies beim ebenfalls als umweltfreundlich geltende Nutzung des Öffentlicher 

Personennahverkehrs (ÖPNV) (Bus und Bahn). Hier geht es in erster Linie um die Bündelung von 

einer möglichst großen Anzahl von Personen in einem Fahrzeug, so dass sich die Belastungen durch 

das Fahrzeug auf viele Personen verteilt und so stark verringert. 

Die bisher beschriebenen Fortbewegungsarten werden zusammengefaßt dem so genannten 

Umweltverbund (UV) zugeordnet. 

Als umweltfreundlich gilt im geringerem Maß auch, wenn Autos mit mehreren Personen besetzt sind. 

Das vermeidet Verkehre und kann durch gezielte Mitfahrangebote gefördert werden. 

Andere positive Teilaspekte können eine Rolle bei der Umweltfreundlichkeit spielen. So wird beim 

Sharing die Nutzungszeit pro Fahrzeug erhöht; d.h. sie stehen kürzere Zeiten ungenutzt herum. Das 

gilt ebenfalls für Leihwagen und Taxis. 

Elektrisch angetrieben Fahrzeuge können nur mit Blick auf die beim Betrieb wegfallenden CO2-

Emissionen als umweltfreundlich angesehen werden.  

Beim derzeitigen Strommix gilt dies  im Vergleich mit einem modernen Dieselfahrzeug erst ab einer 

Fahrleistung von über 100.000km.  

Auch im Jahr 2030 wird nicht die komplette für die E-Fahrzeuge benötigte Strommenge regenerativ 

erzeugt werden. Es werden zu diesem Zeitpunkt weiterhin Kohle- und Gaskraftwerke in Betrieb sein. 

Dabei ist zu berücksichtigen, dass durch die E-Autos der Strombedarf erheblich ansteigen wird. 

Es bleibt noch das Platzproblem. E-Autos nehmen genau so viel Platz im Anspruch wie andere Autos. 

An der Fächeninanspruchnahme in fließenden und ruhenden Verkehr wird sich durch E-Autos also 

nichts ändern.  

Ein grober Maßstab für die Umweltfreundlichkeit der Verkehre ist die Verkehrsmittelwahl, der so 

genannte Modal-Split. Er kennzeichnet die anteilmäßig (prozentual) auf die verschiedenen 

Fortbewegungsarten entfallenden Wege. Abbildung 1 zeigt die für das Jahr 2015 (2005) für den 

Gesamt- und den Binnenverkehr für Heilbronn ermittelten Modal-Splits.  
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Abb. 1: Modal-Splits für den Gesamt- und Binnenverkehr in Heilbronn 2015 (2005) 
                             Quelle: Gemeinderatsdrucksache 78/2018 (Anlage) 

Anmerkungen: 

Die Diagramme zeigen, dass nur beim Binnenverkehr der UV einen geringen Vorrang gegenüber dem 

MIV hatte. Sie zeigen aber auch, dass die Veränderungen über eine Zeitraum von 10 Jahren beim 

Gesamtverkehr mit 2% minimal sind.  

Verkehrsverlagerungen sind für gesamte Wege (Start bis Ziel), aber auch für Teilstrecken der Wege, 

hilfreich. Außerdem hilft eine situationsbedingte zeitlich unterschiedliche Wahl der Verkehrsmittel. 

Man spricht dann von multi- und intermodalen Mobilitätsverhalten.  

Wesentlich ist nicht nur das Angebot, sondern die tatsächliche Nutzung der umweltfreundlichen 

Angebote. Eine Angebotsvielfalt ist eine Voraussetzung aber nicht hinreichend für die Nutzung. Das 

Angebot muss für den potentiellen Nutzer so attraktiv sein, dass er sich auch dazu entscheidet.  

Nicht genutzte umweltfreundliche Angebote sind für den Umweltschutz verlorene Angebote und 

sogar schädlich. So ist z.B. ein auf der ganzen Stecke leer fahrender Bus schädlicher, als wenn er 

überhaupt nicht fährt.  

Es ist also immer auf die Nutzungseffektivität eines Angebotes zu achten. Sie ist zu erhöhen. 

Die Vermeidung von Verkehren ohne Mobilitätseinschränkung zielt auf die Verringerung der mit 

dem Kfz zurückgelegten Personen-km oder für Güter die Verringerung der Tonnen-km bzw.  

Stück-km. 

Jeder zurückgelegter Weg hat einen Anlaß. So können verschiedene Anlässe auch zu einem Weg 

zusammengelegt werden und dadurch Wege-km eingespart werden. So kann man beispielweise auf 

dem Weg zur Arbeit einkaufen, statt dies getrennt zu erledigen.  

Hierauf hat die Kommune keinen direkten Einfluß kann aber sie ein solches Verhalten fördern und 

belohnen. 

Anders sieht es bei der Verringerung der Weglängen aus. Hier können die Weglängen durch mehr 

alternative Verbindungen verkürzt werden. Zusätzliche Wegeverbindungen sind mit einem höheren 

Invest, höheren Unterhaltungskosten und höherer Fächeninanspruchnahme verbunden;  
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so zum Beispiel bei der von der Verwaltung vorgeschlagenen neue Straßenverbindung über die so 

genannte „Friedrich-Ebert-Trasse“. Sie verkürzt für manche Verkehrsteilnehmer die Wege, ist aber 

mit allen oben genannten und weiteren Nachteilen verbunden und ist deshalb inakzeptabel. 

Die negativen Verkehrsauswirkungen sind aber nicht nur mit den Fahrzeug-km verbunden sondern 

auch mit den tatsächlichen Fahrzeuggeschwindigkeiten.  

Geschwindigkeits-Verstetigung und damit Verkehrsverstetigung führt zu einem geringeren 

Kraftstoffverbrauch und auch geringeren Lärmbelästigungen.  

Verstetigung betrifft nicht nur die Geschwindigkeit sondern auch die zeitliche Verteilung der 

Verkehre. Zeitabhängige Stausituationen führen z.B. auch zur Nichteinhaltung des Fahrplans beim 

ÖPNV, zum Nachteil der Nutzer.. 

8.1 Infrastruktur 
Zur Verkehrsinfrastruktur gehören zunächst Wege, Straßen Brücken, Schienen, Wasserwege aber 

auch die Verkehrssignalanlagen, Markierungen, Ausschilderung und die Beleuchtung. Auch 

öffentliche Parkplätze und Parkierungsanlagen gehören dazu. 

Beim ÖPNV gehören die Fahrzeuge (Bus, Bahn) Straßen, Schienenwege und Haltestellen, aber auch 

das notwendige Personal zur Infrastruktur. Auch die Fahrtenangebote gehören dazu. 

Ein Teil dieser Infrastruktur kann sich auch im privaten Eigentum befinden, muss aber der 

Öffentlichkeit zur Verfügung stehen. Dieses gilt auch für Sharingangebote und Taxis. 

Diese Angebote können ausgebaut werden.  

Der Ausbau der ÖPNV-Infrastruktur ist teilweise mit hohen Investitions- und Unterhaltungs- bzw. 

Betriebskosten verbunden, die durch Zuschüsse, Gelder aus dem öffentlichen Haushalten oder durch 

Einnahmen finanziell abgedeckt werden müssen. Auch der Zeitfaktor zur Realisierung ist zu beachten. 

8.2 Organisation und Information 
Die Planung, Entwicklung, Umsetzung, Prüfung, Verwaltung und Unterhaltung von Infrastruktur bzw. 

Maßnahmen muss organisatorisch abgewickelt werden. Dafür sind in der Stadtverwaltung Dezernate 

und Ämter mit dem zugehörigen Personal notwendig. Für Sonderaufgaben, vor allen Dingen zu 

Planungen größerer Projekte können auch externe Büros beauftragt werden. 

Neben der Organisation sind aber auch informelle Maßnahmen von Bedeutung. Dazu zählen z.B. 

Auskünfte (z.B. Stadtpläne, Parkanzeigen) und beim ÖPNV auch Fahrpläne oder Anzeigen sowie 

elektronisch bereitgestellte Echtzeitinformationen. 

Zur Organisation privater Mobilität sind elektronisch bereitgestellte Informationen, die das 

Verkehrsangebot und Verkehrsgeschehen umfassend abbilden von immer höherer Bedeutung.  

Dies gilt vor allen Dingen für die Nutzung eines inter- und multimodalen Mobilitätsangebotes.  

 

8.3 Verhalten und Verhaltensbeeinflussung  
Die jeweilige Wahl eines Verkehrsmittels wird einerseits durch Fakten und andererseits durch 

praktische Erfahrungen, Bequemlichkeit und durch Gewohnheiten im Umgang mit dem jeweiligen 

Verkehrsmittel bestimmt. 

Zu den Fakten zählen: 

 Verfügbarkeit, 

 Kosten, 

 Zeitaufwand, 
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Was den Zeitaufwand betrifft, zeigt das in Abbildung 2 wiedergegebene Diagramm eindeutig, dass 

erst bei Weglängen von über 9,5 km das Auto dem Pedelec überlegen ist. Das gilt also für alle 

Fahrten im gesamten Stadtgebiet.  

Das Fahrradfahren ist bei Weglängen unter 5km schneller als das Auto.  

Bei Strecken bis 1km ist das zu Fuß gegen gegenüber der Autonutzung schneller. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abb. 2: Vergleich des entfernungsabhängigen Zeitaufwands der verschiedenen 

                           Fortbewegungsarten; Quelle: UBA-Fachschätzung, Stand Juli 2014 

Letztendlich kommt es auf das Nutzerverhalten an. Es hilft kein Angebot, wenn es nicht genutzt wird. 

Auf das Nutzerverhalten hat die Kommune nur einen geringen direkten Einfluß. Auch der indirekte 

Einfluß kann für das Verkehrsverhalten und die Verkehrsmittelwahl von großer Bedeutung sein. 

Hier geht darum die Verkehrsteilnehmern zur Wahl umweltfreundlicher Verkehrsmittel zu bewegen 

oder die Wahl umweltschädlicher Verkehrsmittel zu vermeiden. 

Das funktioniert vornehmlich über  

 Angebote, 

 Preise, 

 Förderung, 

 Beschränkung, 

 Information. 

Eine Angebotserhöhung (z.B. mehr Buslinien) oder Preissenkung (z.B. Fahrpreise) ist ein Mittel zur 

Erhöhung der Attraktivität eines Verkehrsmittels. Eine Angebotsverringerung im MIV- Bereich (z.B. 

Anzahl der Parkplätze) oder Preiserhöhung (Parkgebühren) senkt die Attraktivität der Autonutzung. 

Eine Förderung des UV ist z.B. die Zulassung einer Durchfahrt von Bussen, Bahnen, Taxis durch die 

Kaiserstraße. Das ist gleichzeitig eine Beschränkung des MIV. Sie dürfen nicht durch die Kaiserstraße 

fahren. 
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Eine Information, dass z.B. „der Bus gleich kommt sofort“ kann ein Anlaß sein diesen zu nutzen. 

Es muss klar sein, dass man allein durch eine Angebotsverbesserung keine ausreichende Änderung 

des Nutzerverhaltes in die gewünschte Richtung erreichen kann. Es sind auch Einschränkungen und 

Verbote notwendig. Dabei kommt es entscheidend auf die Akzeptanz an. 

Der Hauptgegenspieler zu den umweltfreundlichen Verkehrsmitteln ist das private Auto, dessen 

Nutzung mit vielen, teils subjektiven, Vorteilen verbunden ist. 

Zu den Vorteilen der Autonutzung zählen:  

 hohe Verfügbarkeit, 

 große Bequemlichkeit (Privatheit), 

 hohe Sicherheit der Insassen, 

 Wetterunabhängigkeit, 

 große Transportkapazität, 

 hohe Geschwindigkeit (geringe Fahrtdauer), 

 geringe subjektiv wahrgenommene Kosten (Treibstoff, Parkgebühren). 

Diesen Vorteile gilt es durch Vorteile umweltfreundlicher Verkehrsmittel entgegen zu setzen. Dabei 

müssen diese Vorteile schon vor der unmittelbaren Verkehrsmittelwahl wirksam sein. 

Als Nachteile der Nutzung des privaten Autos werden 

 Stausituationen, 

 Parkplatzsuche, 

 Parkplatzkosten 

 Wege von und zum Parkplatz 

empfunden.  

Diese müssen bei umweltfreundlichen Verkehrsmitteln vermieden werden und dies muss auch so 

wahrgenommen werden. 

 

9.Handlungsfelder 
9.1 ganzheitliches Handeln 

Ein ganzheitliches Handeln umschließt  

 die Verwaltung 

 das Gebiet 

 die Verkehrsarten  

 

9.1.1 Verwaltung 

Alle die Mobilität und den Verkehr betreffenden Verwaltungseinheiten sind zu einem „Amt für 

Mobilität“ zusammen zu fassen. Ein solches Amt muss die Planung und Umsetzung aller 

Maßnahmen, die alle Verkehrsarten und alle Verkehre (fließenden und ruhenden) betreffen, 

zusammen fassen und zusammen denken.  

Da langfristig gesehen auch die Gewerbeansiedlungen und die Ausweisung neuer Wohngebiete einen 

Einfluß auf die Mobilität haben, muss ein „Amt für Mobilität“ eng mit dem Stadtplanungsamt und 

der Stabsstelle Strategie und Zukunftsentwicklung zusammen arbeiten.  
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9.1.2 Gebiet 

Die Verkehre enden nicht an den Stadtgrenzen sondern die zu- und abfließenden Verkehr haben 

einen großen Einfluß auf das Verkehrsgeschehen ist der Stadt. Diese Verkehrsströme, die außerhalb 

des Stadtgebietes ihre Quelle oder Ziel haben, sind bei den Planungen zu berücksichtigen.  

Das erfolgt im Mobilitätskonzept in vorbildlicher Art und Weise. 

Die Infrastruktur, Mobilitäts- und Verkehrsplanungen der Nachbarkommunen haben einen großen 

Einfluß auf das Verkehrsgeschehen bei uns. Deshalb sind  neben dem Regionalverband, als überge-

ordnetes Planungsinstrument und dem vom Land installierten „Mobilitätspakt“ eine kontinuierliche 

Zusammenarbeit bei der Regionalmobilität formal zu installieren. Das ist beim Nahverkehrsplan 

schon für den ÖPNV umgesetzt, fehlt aber bei den anderen Verkehrsmitteln. Wir benötigen einen 

regionalen Mobilitätsplan und Instrumente der gemeinsamen Maßnahmenumsetzung. 

9.1.3 Verkehrsarten 

Da die Mobilität alle Verkehrsarten einschließt und sich alle Verkehrsarten gegenseitig beeinflussen, 

ist eine Gesamtbetrachtung unerläßlich. Das vorgelegte Mobilitätskonzept berücksichtigt dies bei der 

Infrastruktur. Was das Nutzerverhalten und die Einflußnahme darauf betrifft, sind im vorgelegten 

Mobilitätskonzept nur Ansätze erkennbar. 

Im Mobilitätskonzept werden für die Entwicklungen bis zum Jahr 2030 zwei Entwicklungs-Szenarien 

beschrieben.  

Das Referenzszenario beschreibt die Entwicklungen ohne zusätzliche Maßnahmen zum Klimaschutz. 

Bemerkenswert ist dabei, dass keinerlei Aktivitäten zur Realisierung der fertig geplanten 

Verlängerung der Saarlandstraße entfaltet werden . 

Beim so genannten Klimaschutzszenario werden zusätzliche Infrastrukturmaßnahmen als bis 2030 

realisiert angenommen, so auch die Verlängerung des Saarlandstraßen-Projektes. 

Anmerkung: 

Es ist vollständig intransparent ob mit dem zusätzlichen Argument des Klimaschutzes das Land BW 

Fördermittel zur Realisierung der Saarlandstraße gewährt. Weiterhin ist unklar welchen Beitrag eine 

Verlängerung der Saarlandstraße zum Klimaschutz leistet. 

Im Referenz- wie auch im Klimaschutzszenario wird für das Jahr 2030 der Anteil von Elektroautos am 

gesamten Leichtverkehr mit 13,2% angenommen (Übernahme der Schätzungen des Landes Baden-

Württemberg) beim Leichtverkehr. Für diesen Anteil werden keine CO2-Emissionen freigesetzt. 

Anmerkung:  

Es ist zwar richtig, dass rein von Betrieb aus betrachtet bei Elektroautos keine CO2-Emissionen 

entstehen. Der Strombedarf und alle anderen mit dem Auto verbunden Aktivitäten (Herstellung, 

Wartung, Reparaturen, Entsorgung) sind sehr wohl mit erheblichen CO2-Emissionen verbunden. Sie 

entstehen aber anderswo. Bei einer Vernachlässigung müßte man dann folgerichtig alle CO2-

Emissionen z.B. des Kohlekraftwerkes der Stadt zurechnen. Das wird aber nicht gemacht.  

Das Auto wird im Bereich der Ein- und ausbrechenden Verkehre und regelmäßig als Pendlerverkehre 

auch in Zukunft einen großen Anteil ausmachen. Hier sind Anstrengungen zu unternehmen, dass 

dieser MIV am Stadtrand in umweltfreundlichere Verkehre umgewandelt wird. 

Neben der Aufteilung der Wege nach Verkehrsarten muss berücksichtigt werden, dass Teilstrecken 

eines Weges mit unterschiedlichen Verkehrsmitteln zurückgelegt werden können. 

Die Einbeziehung eines multi- und intermodalen Mobilitätsverhaltens (Abbildung 3) erhält auch 

durch die Digitalisierung eine immer größere Bedeutung.  
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multimodal 

bedeutet:  

verschiedene 

Verkehrsmittel für 

unterschiedliche 

Wege nutzen;  

intermodal 

bedeutet: 

verschiedene 

Verkehrsmittel für 

einen Weg nutzen. 

Abb. 3: schematische Darstellung des multi- und intermodalen Mobilitätsverhaltens 
                Quelle: FIS Mobilität und Verkehr 

Ein kritischer Punkt ist immer die Stelle, an dem die Verkehrsmittel gewechselt werden. Es muss 

nicht immer ein Wechsel zwischen Auto und ÖPNV oder Fahrrad sein. Auch ein komfortabler 

Verkehrsmittelwechsel innerhalb des UV trägt auch zur Attraktivität des UV bei.  

In erster Linie muss jedoch der Umstieg vom Auto zum UV gefördert werden.  

Bei Förderung eines multi- und intermodalen Mobilitätsverhalten sind die Umsteigepunkte 

(Mobilitäts-Hubs) von entscheidender Bedeutung. Ihre Lage und Ausstattung entscheidet 

maßgebend darüber, ob ein Autonutzer auf ein anderes Verkehrsmittel des UV wechselt oder nicht. 

Dabei sind mehrere Faktoren zu beachten. Die Umsteigewahrscheinlichkeit wird erhöht, wenn 

 der Umsteigepunkt weit vom Ziel entfernt liegt, 

 die Kosten für die Alternative als geringer als beim Auto empfunden werden, 

 der durch das Umsteigen bedingte Zeitaufwand gering ist, 

 der Umsteigekomfort hoch ist, 

 der Buchungsaufwand gering ist. 

 

Von solchen Umsteigemöglichkeiten profitieren in erster Linie ein – und ausbrechende Verkehre 

(Pendler) und weniger der Binnen- und fast gar nicht der Transitverkehr. 

Es gibt schon derartige Umsteigepunkte als so genannte Park-and Ride-Plätze. Sie werden bei den 

derzeitigen Lagen im Stadtbereich und ihrer Ausstattung eher wenig genutzt. 

Nur da, wo an Autobahnanschlußstellen Pendlerströme gebündelt werden, ist die Nachfrage nach 

Abstellplätzen für Pkw‘s, groß. Die Mitfahrt zum Arbeitsplatz bringt auch steuerliche Vorteile.  

Was die Lage von Umsteigepunkten betrifft, sollten sie möglichst an den Einfallstraßen und  

möglichst weit entfernt von der Innenstadt liegen. Deshalb wird eine Zusammenarbeit mit den 

umliegenden Kommunen dringend empfohlen. 

An diesen Orten sollte neben einer bequemen Parkmöglichkeit ein möglichst breites Angebot 

unterschiedlicher Verkehrsmittel des UV zur Verfügung stehen.  

Dazu gehört eine Stadtbahn- und oder Stadtbushaltestelle. Weiterhin sollten Leihfahrräder 

(hauptsächlich Pedelcs), aber auch Leihautos zur Verfügung stehen. 

Umsteigepunkte können im Stadtgebiet einen komfortablen Wechsel der Verkehrsmittel des UV 

fördern. Hier geht es also in erster Linie um den Wechsel von Fahrrad zu Bus oder Stadtbahn oder um 

den Umstieg innerhalb des ÖPNV: Kurze, wettergeschützte Wege und der leichte Zugriff auf alle 

benötigten Informationen ist hier von großer Bedeutung. Ein inter- und multimodales 

Mobilitätsverhalten kann einen erheblichen Beitrag zu einer nachhaltigen Mobilität leisten.  

Ein solches Verhalten muss infrastrukturell, organisatorisch, informell und auch finanziell unterstützt 

werden. Kostenlose Schnupperangebote können zum Ausprobieren hilfreich sein. 
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9.2 infrastrukturelles Handeln 
Die Angebote sind konsequent auf die Förderung der Fortbewegungsarten des UV zu konzentrieren, 

auch wenn sie zu Lasten des MIV gehen. So können auch Fahrspuren für den MIV in Spuren für den 

UV umgewandelt werden. 

9.2.1 Zu Fuß gehen  

Fußgänger benötigen einen hindernisfreien Bewegungsraum und eine abwechslungsreiche 

Umgebung. Bei Sitzgelegenheiten auf Wegen und auf Plätzen ist ein hohe Aufenthaltsqualität 

förderlich. 

Beseitigung von Hindernissen auf Gehwegen  

- vollständiges Verbot des Parkens auf Gehwegen, 

- Verbot des dauerhaften Abstellens von Müllbehältern oder anderen Gegenständen auf Gehwegen, 

- Verlegung von Fahrradabstellplätzen von Gehwegen in den Straßenraum, 

- Umbau von allen Haltestellen für einen hindernisfreien Zugang zu Bussen und Bahnen bis 2030. 

Verbesserung der Aufenthaltqualität 

- Sitzgelegenheit und Regenschutz und Schatten spendende Elemente (Bäume, Sonnensegel) auf  

   allen Plätzen an allen Haltestellen, 

- öffentliche Trinkbrunnen auf allen Plätzen, 

- Wetterschutz und gute Beleuchtung an allen ÖPNV-Haltestellen, 

- Interessante, abwechslungsreiche Weggestaltung, 

- Ausweisung von Fußwegeverbindungen. 

Reduzierung von Unfallgefahren  

- Verbot des Radfahrens von Erwachsenen auf allen Gehwegen 

Umwandlung von Straßen, Wegen zu Fußgängerbereichen 

- z.B. Lohtorstraße, Zehentgasse, Turmstraße und Vernetzung 

Bevorrechtigung von Fußgängern beim Queren von Straßen 

- „Sofortgrün“ an allen Bedarfsampeln,  

- komplette Querungsmöglichkeiten von Straßen mit getrennten Fahrspuren oder mit Mittelinseln 

   innerhalb einer Ampel-Grünphase, 

- „Rundum-Grün“ an Kreuzungen zur Diagonalquerung von Fußgängern. 

 

9.2.2 Fahrradfahren 
9.2.2.1 Ausbau des Radnetzes  

- Erweiterung und Vernetzung der Radstraßen, 

- Radschnellweg in Nord-Süd-Nord-Richtung entlang des Neckar(kanals), 

- Radschnellweg in Ost-West-Ost- Richtung durch die Stadt, 

- Schaffung von durchgehenden, einheitlich gestalteten Radrouten in Ost-West-Ost- Richtung  

   durch die Innenstadt,  

- mindestens gleichwertiger Ersatz wegfallender Radwegeverbindungen (Neckarstraße), 

- Umwandlung von Schutzstreifen in Radwege wo immer es rechtlich zulässig und möglich ist, 

- Einbeziehung aufgegebener Schienentrassen in das Radwegenetz. 
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9.2.2.2 Abstellmöglichkeiten 

- Sichere Unterstellmöglichkeiten mit Schließfächern an allen ÖPNV-Umsteigestellen, 

- Fahrradparkhäuser mit Servicestationen in der Innenstadt und Stadtbahnhaltestellen am Stadtrand, 

- Prüfen weiterer Plätze für Fahrradabstell-, Verleih- und Serviceanlagen. 

9.2.2.3 Fahrradleihstationen 

- an den Hochschulstandorten, Stadtbahnhaltestellen, Endhaltestellen des ÖPNV,. 

- an einer zentralen Station (z.B. Bahnhof) sollten alle Fahrradarten und wichtiges Zubehör,  

   (Pedelec, E-Bike, Lastenrad, Kinderrad, Kindersitz, Jugendrad, Korb, Fahrradanhänger) ausleihbar 

   sein und eine persönliche Beratung angeboten werden. 

9.2.3.4 Aktionen, Werbung 

- regelmäßige Radfahraktionen, so z.B. die regelmäßige Teilnahme am „Stadtradeln“, 

- Verlosung von Fahrrädern an Studierende an jedem Semesteranfang, 

- Werbung für das Radfahren, 

- Vorbildhaftes Verhalten bekannter Persönlichkeiten der Stadt. 

 

9.2.3 Öffentlicher Personennahverkehr (ÖPNV) 
Der ÖPNV wird in verschiedenen Netzen abgewickelt, beim Bahnverkehr auf, im Wesentlichen von 

der Straße getrennten, Schienentrassen und der Busverkehr auf dem öffentlichen Straßen. 

Das Netz umfaßt das Stadtbahnnetz und das Regional-Bahnnetz sowie das Busnetz, aufgeteilt in ein 

Stadtbus- und ein Regionalbusnetz. 

9.2.3.1 Stadtbahnnetz 
Das derzeitige Stadtbahnnetz besteht aus der 

 Linie S4 von Karlsruhe über Heilbronn nach Öhringen und umgekehrt, der 

 Linie S41 von Heilbronn-über Bad Friedrichshall nach Mosbach und umgekehrt, sowie der 

 Linie S42 von Heilbronn über Bad Friedrichshall nach Sinnsheim und umgekehrt. 

Handlungsfelder bestehen in der  

 Netzerweiterung, in der  

 Taktdichte und in der  

 Verknüpfung mit anderen Verkehrsmitteln.  

Erweiterung des Stadtbahnnetzes  

- in Richtung Zabergäu. 

Mit diesen Ast kommen zwei neue Haltestellen in Böckingen und in Klingenberg hinzu.  Durch die 

Inbetriebnahme kann der Stadtteil Klingenberg deutlich vom Autoverkehr entlastet werden. 

- in Richtung Beilstein /Marbach 

Weiterhin ist Ast in Südrichtung durch Sontheim und Horkheim Richtung Beilstein - Marbach zu 

planen. In der Stadt kann die Linie von der Allee über die Wilhelmstraße – Sontheimer Straße geführt 

werden.  

Mit dem erweiterten Stadtbahnnetz erschließen sich auch neue Wohnungsbaugebiete im 

Einzugsbereich dieser Linien. 

Es sollte auch Stadtbahnen geben, die die Innenstadt auf dem Bahnnetz umfahren und dadurch für 

durchfahrende Nutzer schneller sein (z.B. Leinbachtal – Neckarsulm).  

Dazu kann das Schienennetz der DB Netz mit wenigen Haltestellen (nur Sülmer Tor) im Stadtgebiet 

genutzt werden. 
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9.2.3.2 Regionalbahnnetz 

Die Regionalbahn verbindet Heilbronn mit mehreren Großstädten 

 Stuttgart 

 Heidelberg, Mannheim 

 Nürnberg 

 Würzburg 

 (Karlsruhe, derzeit nur Stadtbahnbetrieb) 

9.2.3.3 Busnetz 

Das Busnetz besteht aus dem Stadtbus- und dem Regionalbusnetz. 

Das Stadtbusnetz wurde im Laufe der Jahre durch Linienänderungen und Ergänzungen regelmäßig 

optimiert.  

Das Netz ist durch so genannte Durchmesserlinien (radiale Netzstruktur) und einer unvollständigen 

Ringlinie charakterisiert.  

Handlungsfelder bestehen in Bezug auf  

 die Netzstruktur, 

 den Takt, 

 die Bedienzeiten, 

 die Fahrzeiten, 

 die Fahrpreise, Erfassung, Abrechnung, 

 den Komfort, 

 die Kundeninformation,  

 die Anpassungen an ein zukünftiges Mobilitätsverhalten,  

 die Umstellung der Fahrzeugflotte auf umweltfreundliche Antriebe 

Netzstruktur  

Neuausrichtung des ÖPNV-Netzes 

- Ermittlung eines „Idealnetzstruktur“ für das Busnetz 

- Erkundung der Differenzen zum Realnetz und von Umsetzungsproblemen. 

- Auflösung der Probleme 

- schrittweise Transformation des Realnetzes in das „Idealnetz“ 

Erweiterung des ÖPNV-Netzes 

- Erweiterung des Stadtbusnetzes in Richtung Neckarsulm und Leingarten 

- Ausbau des Stadtbahnlinien in Richtung Süd-West (Zabergäu) 

- Planung einer Stadtbahnlinie in Richtung und Süd-Ost (Beilstein, Marbach) 

Takt 

- Taktverdichtung beim gesamten ÖPNV, 

- Synchronisation von Umsteigesituationen (Bus-Bus, Bus-Bahn- Bus), 

- Andienung „on Demand“. 

Bedienzeiten 

- Ausweitung der Bedienzeiten (morgens, abends feiertags), 

- weitere Nachtbuslinien. 
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Fahrzeiten 

- Verstetigung durch Vermeidung von Stausituationen beim Busverkehr, 

- Beschleunigung durch konsequente Bevorrechtigung an allen Verkehrssignalanlagen, 

- Einführung von Schnellbuslinien (Einbeziehung der Regionalbusse). 

Fahrpreise, Erfassung, Abrechnung 

- Senkung der Fahrpreise (Ziel: bezahlloser ÖPNV), 

- Vereinfachung der Tarifstruktur, 

- mehr Kombiangebote, 

- einfache Bezahlsysteme, 

- dynamische an die Auslastung (Nachfrage) gekoppelter Fahrpreis bei automatischer Abrechnung, 

- Automatische Abbuchung des Fahrpreises beim Nutzung der Verkehrsmittel. 

Komfort 

- Wetterschutz und Sitzgelegenheiten an allen Haltestellen, 

- hindernisfreie Zu- und Austiegsmöglichkeiten an allen Haltestellen. 

Kundeninformation 

- elektronische Informationen über Verspätungen, 

- elektronische Auskünfte über hausnummerngenaue Stadt-Ziel-Verbindungsmöglichkeiten, 

- automatische Information über Verbindungsalternativen bei Verspätungen, 

- elektronische Realtimeanzeigen an allen Umsteigehaltestellen, 

- Bildschirminformationen zu Umstiegsverbindungen, 

- Linien- und Netzpläne in allen Bussen. 

Anpassungen an ein zukünftiges Mobilitätsverhalten 

- Erhöhung der Individualisierung der Angebote (flexible Fahrpreise, Bedienung „On Demand“) 

- verstärkte Zusammenarbeit mit andern Mobilitätsanbietern  

- Einsatz neuer Softwaredienstleistungen im Mobilitätssektor (Ablösung des e-Ticket durch 

   Smartphone-Apps) 

 

Umstellung der Fahrzeugflotte auf umweltfreundliche Antriebe 
- Praxiserprobung von batteriebetrieben Elektrobussen 

- Praxiserprobung  von mit Wasserstoff betriebenen Elektrobussen 

 

9.2.3.4 Organisation des öffentlichen Personennahverkehrs 

Der Stadtbusbetrieb findet mit Ausnahme von Flein nur auf dem Stadtgebiet statt.  

Das Stadtbusnetz ist organisatorisch in den Heilbronner, Hohenloher, Haller Nahverkehr (HNV), und 

dadurch in das regionale Bus- und Stadtbahnnetz (Nahverkehrsverbund) integriert. 

Es handelt sich beim HNV um einen Verkehrsverbund, der als GmbH organisiert ist. Gesellschafter 

des HNV ist u.a. die Stadt Heilbronn. Auch der Aufsichtsratsvorsitz wird von der Stadt besetzt. 

Die Verkehrsleistungen im HNV-Gebiet werden von den kooperierenden Verkehrsunternehmen u.a. 

von den Verkehrsbetrieben der Stadt Heilbronn übernommen. Das ist in einem Kooperationsvertrag 

geregelt. Der HNV sorgt für  

 einen einheitlichen Tarif,  

 einen koordinierten Fahrplan und  

 eine einheitliche Werbung. 
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Die zu erbringenden Verkehrsleistungen des ÖPNV sind im Nahverkehrsplan Heilbronn-Franken 

geregelt. Er ist das Schlüsselelement beim Angebot des ÖPNV. Im Jahr 2020 muss der 

Nahverkehrsplan neu aufgestellt werden und bietet damit die Chance zeitnaher Verbesserungen. 

9.2.3.5 zukünftige Herausforderungen  

Ein weiteres Handlungsfeld bildet die zukünftige Entwicklung des Verkehrsgeschehens in Bezug auf 

den ÖPNV. 

Zukünftig werden im Rahmen des autonomen Fahrens Fahrzeugflotten von privaten Anbietern mit 

unterschiedlichen Fahrzeuggrößen, die von den Kunden für einzelne Fahrten in Anspruch genommen 

werden können, markrelevant werden und den ÖPNV bedrängen. Um dem entgegen zu wirken muss 

sich auch der HNV in Richtung eines ganzheitlichen Mobilitätsanbieter weiter entwickeln.  

Die bestehende Kooperation mit den Carsharinganbietern muss ausgebaut und auf ein zukünftiges 

Bikesharing ausgeweitet werden.  

Dies zu organisieren kann Aufgabe des HNV aber auch der Heilbronner Verkehrsbetriebe sein. 

 

9.2.4 Motorisierter Individualverkehr (MIV) 
Beim MIV ist der fließende von ruhenden Verkehr zu unterscheiden  

Der MIV wird, was den fließenden Verkehr betrifft, auf den vorhanden Straßen aller Klassen  

(Autobahn bis Nebenstraße) abgewickelt. Der Verkehr wird durch Markierungen, Beschilderungen 

und Signalanlagen geregelt. 

Gesteuert wird der Verkehrsfluß über Verkehrssignalanlagen, vornehmlich an Straßenkreuzungen 

und an Abzweigungen, in der Regel durch festgelegte Sequenzen, die teilweise zeitabhängig 

gewechselt werden. Trotzdem kommt es zu Zeiten hoher Verkehrsdichten (morgens und am späten 

Nachmittag) an vielen Stellen im Stadtgebiet zu Stausituationen, unter denen auch der Busverkehr 

des ÖPNV sowie bei gemeinsamer Nutzung der Fahrspuren des MIV auch der Radverkehr leiden. 

Die Situation verschärft sich mit der Zunahme der im Stadtgebiet sowie der Nachbarschaft 

zugelassen Pkws, deren Anzahl von Jahr zu Jahr stetig steigt. 

Darauf gibt es drei grundsätzliche Möglichkeiten der Reaktion. 

 keine Reaktion, in der Hoffnung, dass es dadurch (Einsicht oder auch aus Frust) zu einer 

Verhaltensänderung hin zum UV kommt. 

 mehr Fahrspuren bzw. Straßenneubau mit dem Nachteil der  

- zusätzlichen Flächeninanspruchnahme 

- hoher Kosten  

- Erhöhung der Trennwirkung von Straßen bei Verbreiterung oder Tieferlegung 

- langfristiger Verkehrszunahme („Wer Straßen sät, wird Verkehr ernten“, D. Goeudevert ) 

 Verstetigung des Verkehrs durch intelligente Signalanlagensteuerung (erfordert eine dichte, 

automatische Erfassung der einzelnen Verkehrsströme). 

Der öffentliche Straßenraum wird unter allen Verkehrsteilnehmer geteilt. Oftmals überschneiden sich 

die Nutzungen. Das führt zu Konflikten und zu erhöhten Unfall- und Verletzungsgefahren. 

Nutzungsüberschneidungen gibt es beim 

 zu Fuß gehen (Parken, Radfahren), 

 Radfahren (Parken, Autofahren, zu Fuß gehen), 

 Autofahren (Radfahren, ÖPNV). 



Lokale Agenda 21 Heilbronn   11.03.2020 
AK Mobilität „Alternatives Mobilitätskonzept Heilbronn 2030“ Seite: 20 von 51 

 
 

 

Bisher steht der MIV, auch aufgrund der großen Anzahl von Kfz’s, im Vordergrund der Nutzung.  

Der MIV wurde beim Ausbau der Infrastruktur, teilweise zu Lasten der anderen Fortbewegungsarten, 

bevorzugt. 

Seit einiger Zeit wird versucht den Radfahrern mehr abgesicherte Fläche zuzuordnen und für Busse 

eigene Busspuren und Bevorrechtigungen an Signalanlagen einzurichten.  

Eine Bevorrechtigung des UV führt dabei oftmals zu Einschränkungen beim MIV. 

Der ruhende Verkehr ist durch die Flächeninanspruchnahme abgestellter Fahrzeuge 

gekennzeichnet. Zu einem großen Teil werden die Fahrzeuge im öffentlichen Straßenraum, am 

Straßenrand oder auf öffentlichen Plätzen abgestellt. Hierfür werden im Innenstadtbereich 

Parkgebühren erhoben. Die Flächen, die zum Fahrzeugabstellen genutzt werden, werden anderen 

Verkehrsteilnehmern und anderen Nutzungen (z.B. Grünflächen) entzogen. 

Auch in der Innenstadt auf Privatflächen abgestellte Fahrzeuge verhindern die Nutzung als 

Grünflächen und verschlechtern durch Aufheizen im Sommer das Innenstadtklima. 

Folgende grundsätzliche Maßnahmen werden vorgeschlagen: 

 politisches Ziel: Grundsätzliche Maximalgeschwindigkeit im Stadtgebiet 30km/h 

 neue Straßen nur für Neubaugebietserschließungen (keine Saarlandstraßenverlängerung, 

keine Straßenverbindung über die „Friedrich-Ebert-Trasse“) 

 Abschluß nur von beschlossenen Straßenbaumaßnahmen, 

 Intelligente Signalanlagensteuerung an allen Hauptverkehrsstraßen zur Verkehrsverstetigung 

mit Vorrang für den UV, 

 Umwandlung von Straßen in der Innenstadt in Fußgängerbereiche, 

 Konzentration des Parkens in der Innenstadt in flächensparenden Parkierungsanlagen  

(Hoch- oder Tiefgaragen), 

 multimodale Angebote an allen Ein- bzw. Ausfallstraßen der Stadt 

 Ausbau der Carsharingangebote. 

 

9.3 organisatorisches und informelles Handeln 
Organisatorisch sollten alle Aufgaben im Zusammenhang mit der Mobilität innerhalb der 

Stadtverwaltung in einem „Amt für Mobilität“ zusammen gefaßt werden. Dazu gehören die Planung 

und Überwachung von Infrastrukturmaßnahmen wie auch die Planung und Durchführung der 

organisatorischen und informellen Maßnahmen. Auch der gesamte ÖPNV im Stadtgebiet gehört 

dazu. Zusätzlich sind in einem solchen Amt die Maßnahmen zur gezielten Beeinflussung des 

Mobilitätsverhaltens der Infrastrukturnutzer zu planen und zu organisieren. Dazu sind außer 

Ingenieuren auch Soziologen und Verkehrsspychologen hilfreich. 

Die interessierte Bewohnerschaft aber auch die im Mobilitätsbereich aktiven Gruppen sind an allen 

größeren Projekten entsprechend der „Leitlinien für eine informelle Bürgerbeteiligung“ zu 

beteiligen und ihre Einwendungen und Vorschläge sind zu berücksichtigen. 

 

9.4 verhaltensbeeinflussende Handeln 
Verhaltensänderung mit Blick auf die Mobilität ist eine Hauptaufgabe zum Erreichen einer 

nachhaltigen Mobilität. Sie ist ein Schlüsselelement. Deshalb ist hier ein großer personeller Aufwand 

mit Unterstützung durch Fachleute gerechtfertigt.  
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Mit der Verhaltensbildung ist schon bei Kindern und Jugendlichen in Kindergarten, Schule und 

Ausbildung zu beginnen. Kinder sollen möglichst früh an ein eigenständige Mobilitätsverhalten 

herangeführt werden. Auch im Erwachsenenalter sollte das „eingefahrene“ Verhalten regelmäßig 

überprüft werden. Auch hierbei braucht es professionelle Unterstützung. 

Anmerkung: 

Das sogenannte „Eltern-Taxi“ hat beispielsweise einen negativen Einfluß auf das zukünftige 

Mobilitätsverhalten von Kindern. 

Zur Verhaltensbeeinflussung stehen mehrere unterschiedliche Ansätze zur Verfügung. 

 Information, Motivation und Überzeugung, Vorbild sein 

- hoher persönlicher Einsatz  

- Geduld, denn eine nachhaltige Verhaltensänderung ist oft nur langfristig erreichbar 

- stadtbekannte Persönlichkeiten als Vorbilder gewinnen 

 fördern, belohnen 

- mit Kosten verbunden  

 Einschränkungen, Verbote 

 -ruft oftmals Widertand hervor, der ausgehalten werden muss 

- Einhaltung muss ständig überwacht werden. 

9.4.1 Information, Motivation 

Zu informieren ist in erster Linie über die Angebote und die Nutzungsvorteile des UV.  

Dies kann regelmäßig in den für die Stadt zugänglichen Printmedien und über die elektronischen 

Medien (soziale Netzwerke) geschehen. 

Auch die Bildung einer leicht erkennbare und positiv ausstrahlende Marke (CI) für umweltfreundliche 

Verkehrsmittel kann unterstützend helfen (Beispiel:  Stadt Offenburg). Die Veröffentlichung von 

persönlichen Erfahrungen und Erlebnisberichte sind wichtig. Vor allen Dingen, wenn sich 

stadtbekannte Persönlichkeiten aus Wirtschaft, Kultur, Vereinen, Politik per Text und Bild (Videos) zu 

Wort melden, hat das einen positiven Einfluß auf das Verhalten. Das „Stadtradeln“. oder andere 

Aktionen mit Wettbewerbscharakter können förderlich sein. 

Vor wichtigen Änderungen sind die Betroffenen immer frühzeitig zu informieren und zu hören. 

Alternativvorschläge sollten gewürdigt und geprüft werden. 

9.4.2 Förderung, Belohnung 

Schnupperangebote, Verlosungen z.B. von Fahrrädern, Freifahrten oder auch öffentliche 

Auszeichnungen wie z.B. beim „Stadtradeln“ oder das Sammeln von Laufpunkten von Schülern*innen 

auf dem Weg zu Schule, das „Ansparen“ auf Umweltkonten, deren Gewinne man sich z.B. durch 

Theater- oder Konzertkarten auszahlen lassen kann, fördern den Umstieg. 

9.4.3 Einschränkungen, Verbote 

Diese Mittel der direkten Einflußnahme sollten an letzter Stelle eingesetzt werden, wenn es anders 

nicht geht. Einschränkungen auf der einen Seite sollten immer mit Angeboten auf der anderen Seite 

verknüpft werden. Die Vorteile solcher Angebote sind vorrangig zu kommunizieren. 

Mit einer Herabsetzung von beispielsweise max. zulässigen Geschwindigkeiten oder der Abbau von 

Stellplätzen sollte gleichzeitig Hinweisen auf besserer Alternativen im Umweltverbundverbunden 

werden. 
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Anmerkung: 

Restriktive Maßnahmen führen oftmals zu Widerstand und deshalb muss deren Einhaltung 

kontrolliert werden. 

Wenn sich allerdings die Einsicht ermöglicht durchsetzt, dass eine solche Maßnahme sinnvoll ist, wird 

auch eine restriktive Maßnahme akzeptiert. Dazu gehören eine frühzeitige Information, Transparenz 

und die Berücksichtigung von Alternativvorschlägen. 

 

10. Modal-Split 
Der Modal-Split ist ein wichtiges Merkmal für die Aufteilung der zurückgelegten Wege. Er bildet das 

Verkehrsgeschehen mit Blick auf die verschiedenartigen Fortbewegungsarten ab. 

Der Modal-Split kennzeichnet die prozentuale Verteilung der mit den verschiedenen 

Fortbewegungsarten von Menschen bzw. der Güter zurückgelegten Wege.  

Wege sind die zu einem bestimmten Zweck zusammenhängenden zurückgelegten Strecken.  

Fortbewegungsarten sind neben dem zu Fuß gehen, hauptsächlich das Fahrradfahren die Bus- oder 

Bahnnutzung oder die Nutzung eines Motorrades oder eines Pkws bzw. Lkws. 

Die Nutzung von Bus oder(Stadt-)Bahn im Nahbereich wird zum öffentlichen Personennahverkehr 

(ÖPNV) zusammengefaßt. 

Das Fuß gehen, das Fahrradfahren und die Nutzung des ÖPNV zählen zu den umweltfreundlichen 

Fortbewegungsarten. Insgesamt werden sie als Umweltverbund (UV) bezeichnet. 

Die Nutzung von Motorrad, Pkw oder Lkw wird zum motorisierten Individualverkehr (MIV) 

zusammengefaßt. Dabei wird davon ausgegangen , dass diese Verkehrsmittel von 

Verbrennungsmotoren angetrieben werden. Beim Antrieb eines Fahrzeuges nur mit einem 

Elektromotor können die damit rückgelegten Wege als eingeschränkt umweltfreundlich angesehen 

werden. 

Je höher der Anteil des UV am Gesamtverkehr ist, desto umweltfreundlicher wird das 

Verkehrsgeschehen angesehen. Umweltfreundlich bedeutet wenig Emissionen (CO2, NOx, Staub und 

Lärm), geringe Flächeninanspruchnahme/Person, geringe sonstige Gefährdungen (Verletzungen). 

Der örtliche, regionale, großflächige Modal-Split kann durch Messungen, Zählungen und 

Befragungen der Verkehrsteilnehmer ermittelt werden. Durch Befragungen können auch die Gründe 

für die jeweiligen Wege und die jeweilige Verkehrsmittelwahl ermittelt werden. 

Der Gesamtverkehr ist die Summe aus Binnenverkehr, Transitverkehr sowie Ziel- und Quellverkehr 

(Abbildung 4). 
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Bei dem Zielverkehr liegt der Startpunkt 

außerhalb des Stadtgebietes und das Ziel im 

Stadtgebiet.  

Beim Quellverkehr ist es umgekehrt. Der 

Startpunkt liegt in Stadtgebiet und das Ziel 

liegt außerhalb.  

Die meisten Teilnehmer dieser beiden 

Verkehrsarten sind Ein-bzw. Auspendler 

(Freizeit- und Berufspendler).  

Binnenverkehr findet ausschließlich im 

Stadtgebiet statt.  

Der Transitverkehr durchquert die Stadt. .   Abb. 4: Verkehrsarten 

 

10.1 Abbildung der Verkehrssituation 2015 (2005) 
Im Jahr 2015 wurde das Verkehrsgeschehen in Heilbronn durch Zählungen an vielen Punkten des 

Verkehrsnetzes und durch Befragungen detailliert erfaßt. Weiterhin wurden andere 

Verkehrserhebungen mit einbezogen. 

In Abbildung 5 sind die Verkehrsmittelwahl für den Gesamt- und Binnenverkehr in Heilbronn für das 

Jahr 2015 (2005) dargestellt. 

Abb. 5: Verkehrsmittelwahl im Jahr 2015 (2005) für den Gesamt- und den Binnenverkehr  
 Quelle: Stadt Heilbronn, GR-Ds 78, Anlage, 2018 

Es zeigt sich. dass vom Binnenverkehr 39% der Wege von Pkws zurückgelegt wurden. Daran waren 

48% der am Verkehr teilnehmenden Personen beteiligt. Die mittlere Besetzungsdichte der Pkws 

betrug demnach 1,23 Personen/Fahrzeug.  
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Der Anteil der mit dem Bus fahrenden Personen lag bei 10%. Die Stadtbahn wurde im Binnenverkehr 

nur in einem geringen Maß genutzt. Die Bahnnutzung machte insgesamt 2% des 

Gesamtverkehrsaufkommens beim Binnenverkehr aus.  

Beim Gesamtverkehr steigt der Anteil der Pkws auf 49%, der Nutzer der Pkws auf 57% aller 

Verkehrsteilnehmer. 

10% der Pkws fallen auf den Transitverkehr bzw. auf die ein- und ausbrechenden Verkehre, die den 

größten Anteil daran haben. Die Besetzungsdichte der Pkw‘s ist insgesamt mit 1,16 

Personen/Fahrzeug geringer als beim Binnenverkehr. 

Der Vergleich mit dem Jahr 2005 zeigt eine nur geringe Abnahme des MIV und Zunahme des UV in 

Höhe von 2% des Gesamtverkehrs. Beim Binnenverkehr geht der MIV im Jahr 2015 mit 6% deutlicher 

zurück. Der UV-Anteil steigt damit um ebenfalls 6% an.  

Die größten Veränderung zeigen sich im Binnenverkehr, der im Jahr 2015 immerhin 65% des 

Gesamtverkehrs ausmachte. 

 

10.2 städtische Entwicklungsziele für den Modal-Split 
Die Entwicklung über einen Zeitraum von 10 Jahren bis 2030 vorher zu sagen, ist schwierig und mit 

Unwägbarkeiten verbunden. 

In der letzten Zeit zeigen sich aufgrund Klimadebatte Tendenzen zu einem grundlegenden Wandel 

des innerstädtischen Verkehrs in Richtung einer umweltfreundlicheren Mobilität. 

Deutlich sind die Anstrengungen der Automobilindustrie das Angebot elektrisch angetriebener oder 

unterstützter Fahrzeuge auszubauen.  

Durch Förderprämien des Bundes und der Industrie steigen auch die Verkaufszahlen deutlich an. Die 

Anzahl von Ladestationen für E-Mobile werden auch im Stadtgebiet ist ebenfalls stark angestiegen. 

Augenblicklich müßte es geschätzt in Heilbronn ca. 100 öffentliche Ladepunkte geben. 

Eine ebenfalls deutlich sichtbare Veränderung tritt mit der erheblichen Zunahme von Pedelecs und E-

Bikes in den Vordergrund. Im Jahr 2019 wurden Deutschland weit 1,1 Mio. E-Bikes verkauft. Im Jahr 

2020 sind in Deutschland ca. 6 Mio. E-Bikes auf den Straßen. Der Anteil von Pedelcs am 

Fahrradverkauf liegt heute bei über 30%. Mit Hilfe von Pedelecs sin allen Strecken im Stadtgebiet 

einfach zu erreichen. 

Es gibt aber auch gegenläufige Tendenzen.  

Die Zahl der zugelassenen Pkws steigt weiterhin Jahr für Jahr; ebenso der Anteil hochmotorisierter 

SUVs. Die technischen Einsparungen beim spezifischen Kraftstoffverbrauch werden durch die 

leistungsstärkeren Antriebe und die größeren Massen der Fahrzeuge mehr als kompensiert. Durch 

die SUVs steigt ebenfalls der Flächenbedarf pro Fahrzeug. 

Umweltbelastungen, Klimaherausforderungen und die knappen Flächen im Stadtgebiet erfordern 

eine deutlich Abnahme des Kfz-Verkehrs in der Stadt. Dazu gibt es zahllose Untersuchungen und 

Vorschläge. 

10.2.1 Entwicklungsszenarien Baden –Württemberg 
Das Land Baden-Württemberg hat in einer Studie „Mobiles Baden-Württemberg - Wege einer 
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Transformation zu einer nachhaltigen Mobilität“ , 2017verschiedene Szenarien für die zukünftige 

Mobilitätsentwicklung bis zum Jahr 2030 bzw. 2050 in verschiedenen Szenarien vorgestellt. 

 

Die diesen Szenarien 

zugrundeliegenden 

Modal-Splits sind für 

das Zieljahr 2030 in 

Abbildung 6 

dargestellt.  

 

 

 

 

 

  

                    Abb. 6: Szenarien für den Modal-Split in Baden-Württemberg im Jahr 2030 
                                 Quelle: Studie „Mobiles Baden-Württemberg“, 2017 

Basisjahr ist 2016. Die Referenz zeigt die Entwicklung bis zum Jahr 2030 mit Umsetzung der im 

Bundesverkehrsplan vorgesehenen Maßnahmen. 

Die drei dahinter dargestellten Szenarien bilden verschiedene Einstellungen und 

Maßnahmenschwerpunkte ab. 

„Neue Individualmobilität“ (NIM),  

Privat und komfortabel unterwegs; 

digitale Optimierung der Verkehrsabläufe; Elektrifizierung der Mobilität. 

„Neue Dienstleistungen“ (NDL) 

deutlich Zunahme von Sharingnutzungen; multi- und intermodale Mobilität. 

„Neue Mobilitätskultur (NMK) 

Änderung der gesetzlichen und fiskalischen Rahmenbedingungen, Stadt der kurzen Wege, Ausbau 

des ÖPNV, Abnahme der MIV, Rückbau von Straßen. 

 

10.2.2 Einschätzung der mit den Szenarien verbundenen Entwicklungen 
Es ist unwahrscheinlich, dass bis zum Jahr 2030 die gesetzlichen und fiskalischen 

Rahmenbedingungen grundlegend geändert werden. 

Das Verkehrsgeschehen wird sich auf dem Land in der Fläche mit Blick auf den Individualverkehr 

kaum verändern. Beim ÖPNV können flächenmäßig und zeitlich keine wesentlichen verdichteten 

Angebote realisiert werden. Die E-Mobilität wird hier aber im Alltagsverkehr deutlich zunehmen. 

In der Stadt wird die Klimaproblematik und Luftverschmutzungen zu deutlichen Veränderungen 

zwingen. Die zunehmende Überhitzung der Innenstädte im Sommer wird sich auch auf das 

Verkehrsgeschehen auswirken. Hier ist die im Szenario NDL beschriebenen Entwicklung am 

wahrscheinlichsten. Das Fahrrad und andere Kleinfahrzeuge werden im Stadtgebiet deutlich an 

Bedeutung zunehmen. Der MIV wird aus der Innenstadt an den Stadtrand verdrängt. Der ÖPNV wird 

erheblich ausgebaut. 
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Außerhalb der Kernstadt wird es schwierig sein das zu Fuß gehen deutlich zu steigern. Ein Anteil des 

UV in Höhe von 52% im Jahr 2030 liegt in Reichweite. 

 

10.3 Entwicklungsziele der städtischer Zukunfts-Szenarien  
Der Gemeinderat der Stadt 

Heilbronn hat auf Vorschlag der 

Stadtverwaltung schon im Jahr 2012 

einen Modal-Split Stadt für das neue 

Stadtgebiet „Neckarbogen“ und die 

Gesamtstadt beschlossen. 

(Abbildung 7). 

Für die Gesamtstadt wurde für das 

Jahr 2025 ein UV-Anteil von 45% als 

Ziel beschlossen.  

Dieses Ziel wurde nicht mit 

entsprechenden Maßnahmen 

unterfüttert. Für den 

Radverkehrsanteil wurden 15% 

angepeilt. 

            Abb. 7: Ziele Mobilitätsentwicklungen im Neckarbogen und in der Gesamtstadt 
                          Quelle: Stadt Heilbronn GR-Ds 36, 20.02.2012,Anlage 3 

Die Erhebungen 2015 haben einen UV-Anteil von 42% ergeben und der lag damit um nur 3% unter 

dem für 2035 angestrebten Ziel. Das heißt, dass die gesetzten Ziel erreicht und mit weiteren 

Anstrengungen auch überschritten werden können.  

Im von der Stadt vorgelegten Mobilitätskonzept Heilbronn 2030 wird für den bis zum Jahr 2030 zu 

erreichenden Modal-Split der Vorschlag aus den „Masterplan nachhaltige Mobilität“ aus dem Jahr 

2018 übernommen (Abbildung 8, rechts). 

Abb. 8: Entwicklung des Modal-Split bis zum Jahr 2030 
  Quelle: Masterplan nachhaltige Mobilität 

Die Angaben zum Bestand (linkes Tortendiagramm) beziehen sich auf das Jahr 2015,  

(siehe Abb. 8, linkes Tortendiagramm). Ziel für das Jahr 2030 (Abb. 8, rechtes Diagramm) ist ein UV-

Anteil von 50%. Der MIV fällt dann auf 48% zurück. Die restlichen 2% entfallen auf Sonstige. 
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Um diese Aufteilung zu erreichen, werden im „Masterplan nachhaltige Mobilität“ vor allen Dingen 

Maßnahmen aufgeführt, die primär das Ziel haben die NOx-Emissionen zu senken. 

Um jedoch gleichzeitig mindestens die Klimaschutzziele des Landes Baden-Württemberg bis 2030 im 

Verkehrssektor der Stadt Heilbronn zu erreichen, sind nicht nur aus unserer Sicht weitergehende 

Anstrengungen notwendig. 

 

10.4 Entwicklungsziele der Lokalen Agenda 21 Heilbronn 
Der Arbeitskreis Mobilität der Lokalen 

Agenda 21 Heilbronn schlägt nachfolgend 

zusätzliche Maßnahmen vor, um bis zum 

Jahr 2030 in Abbbildung 9 dargestellen 

Verkehrsanteile zu erreichen.  

 

 

Abb.9: Modal-Split für das Jahr 2030 

 der Lokalen Agenda21 Heilbronn 

Hierbei soll der Anteil des MIV auf 40 % gesenkt werden. Dies soll in erster Linie durch eine 

zusätzliche Stärkung des Radverkehrs und eine weitere Verbesserung der Situation für Fußgänger 

erreicht werden. Auch das Carsharing soll in der Stadt eine größere Rolle spielen.

In der nachfolgenden Tabelle 1 sind die 

Ziele der Stadt Heilbronn sowie die der 

LA 21 HN und ihre Differenzen 

vergleichend dargestellt. 

 

 

 

Tab. 1: Ziele der Stadt und der LA21 HN sowie der Differenzen*: Pedelec + E-Bike 

In der nachfolgenden Tabelle 2 sind die Aufteilungen der einzelnen Fortbewegungsarten der 

verschiedenen Szenarien noch einmal vergleichend dargestellt. 

 

 

 

 

 

 

Tab. 2: Vergleiche 

der Modal-Splits  

 Ziele 
Stadt HN 

Ziele 
LA21 HN 

Differenzen 

MIV 47% 41% -6% 

Carsharing ---   2% +2% 

ÖPNV 15% 15% -- 

Fahrrad 13% 15% +2% 

Pedelec   2%*   3% +1% 

zu Fuß 20% 24% +4% 

Sonstige    3% --- -3% 

Verkehrsart Anteil 
2005 

Anteil 
2015 

Anteil 
2030 

Änderung 
bis 2030 

Anteil 
2030 

Änderung 
bis 2030 

Ziele 
Stadt 

Ziele  
Stadt 

Ziele  
LA21 HN 

Ziele 
LA21 HN 

MIV(Kfz) 60% 58% 48% -10% 41% -  7% 

Carsharing -- -- -- --   2% +  2% 

zu Fuß gehen  19% 21% +  2% 24% +  3% 

Fahrradfahren  12% 16% +  4% 18% +  2% 

Bus /Bahn 
(ÖPNV) 

 11% 15% +  5% 15% -- 

UV 40% 42% 53% +11% 59% +  6% 

41%

2%
24%

15%

3% 15%

Modal Split

MIV carsharing zu Fuß Fahrrad Pedelec ÖPNV
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10.5 „Roadmap“ für die Umsetzung des Vorschläge der Lokalen Agenda 21 Heilbronn 
Um diese Ziel auch tatsächlich zu erreichen ist ein zeitlicher Fahrplan, eine so genannte „Roadmap“ 

erforderlich, um die bisher erzielten Fortschritte kontinuierlich überprüfen zu können und rechtzeitig 

gegen zu steuern. 

Nachfolgendend  ist in Tabelle 3 eine Roadmap für die Ziele der Lokalen Agenda 21 Heilbronn 

dargestellt. 

Art / Jahr 2018 2020 2022 2024 2026 2028 2030 2030* 

MIV 58% 57% 55% 52% 48% 43% 41% 48% 

Carsharing -- --   1% 1%   1%   2%   2%   3% 

ÖPNV 11% 12% 12% 13% 13% 14% 15% 13% 

Fahrrad 12% 12% 13% 13% 14% 14% 15% 13% 

Pedelec, E-Bike   1%   1% 2%   2%   3%   3%   3%   2% 

zu Fuß 18% 19% 20% 21% 22% 23% 24% 24% 

Tab. 3: Roadmap der Ziele der LA21 HN 

*Vergleichend sind die Werte des Szenarios NDL der Studie „Mobiles Baden-Württemberg - Wege einer 

Transformation zu einer Nachhaltigen Mobilität“, dargestellt. 

Die 13 % für das Fahrrad werden bei einem großen Steigerungspotential schon heute in Heilbronn fast erreicht. 

Es wird eine kontinuierlichen Entwicklung angenommen. Das bedeutet, dass vor Allem kurzfristig wirksame 

Maßnahmen vorgezogen werden. 

 

11. Maßnahmen 
Konkrete Maßnahmenvorschläge und vor allen Dingen ihre zeitnahe Umsetzung sind entscheidend 

für den Erfolg. Dabei müssen neben der  

 Beschreibung der konkreten Maßnahmen, ihr 

 Wirkungsgrad im Hinblick auf die angestrebten Ziele, der 

 Umsetzungsaufwand (Kosten und Personal), die notwendige  

 Wirkungszeitpunkt für die jeweilige Maßnahme 

ermittelt werden. 

Die nachfolgend vorgeschlagenen Einzelmaßnahmen können als einmalige Aufgaben als Mehrfach- 

oder auch als Daueraufgaben klassifiziert werden. 

Einmalige Aufgaben treten oftmals im Bereich von größeren Infrastrukturmaßnahmen auf. Der 

Rahmen ist auf jeden Fall durch Gemeinderatsbeschluß, dem zuständigen Dezernenten und durch die 

untergeordnete Verwaltung zu setzen. 

Das Pflichtenheft ist von der Verwaltung zu erstellen. Die Planung kann an geeignete Planungsbüros 

vergeben werden. Bei Eignung können auch die Überwachung der Durchführung Fremdfirmen 

übernehmen. 

Mehrfachaufgaben treten voneinander abgegrenzt regelmäßig auf. So z.B. die Planung von 

Radwegeverbindungen oder die Busbeschaffung. Diese Aufgaben gehören in die Hand der 

Verwaltung. 

Daueraufgaben sind laufend anfallende Aufgaben und grundsätzlich von den Mitarbeitern der 

Stadtverwaltung zu erledigen.  

Zur schritthaltenden Umsetzung sind entsprechende Personal- und Finanzmittel erforderlich. Diese 

sind nach Analyse der Aufgaben vom GR über den Personalschlüssel und den Finanzplan sicher zu 

stellen. 
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Erforderlich ist auch eine effiziente Verwaltungsstruktur. In einem „Amt für Mobilität“ sind alle 

städtischen Aufgaben im Bereich der Mobilität (Planung, Umsetzung und Betrieb) zusammengefaßt. 

Ausdrücklich ist abgesehen vom Betrieb auch der städtischen ÖPNV vollständig in diese Amt 

integriert. 

Die Hauptziele sind zunächst durch Unterziele zu präzisieren. Um diese Ziele zu erreichen, müssen 

sie mit darauf abgestimmten Maßnahmen hinterlegt werden.  

Von heute bis zum Planungshorizont 2030 müssen in allen Beriechen Zwischenziele definiert werden. 

Die Umsetzung der einzelnen Maßnahmen ist in Abhängigkeit von der Umsetzungsdauer und ihrer 

zielorientierter Wirkungen so einzuordnen, dass die Zwischenziele jeweils möglichst genau erreicht 

werden. 

So entsteht ein Fahrplan oder eine so genannte „Roadmap“ die als Richtschnur für eine regelmäßige 

Überprüfung dient. 

Die Wirkung einzelner Maßnahmen kann mit Blick auf das Gesamtziel oder die Teilziele nur grob 

abgeschätzt werden. Erst im Zusammenspiel mehrerer sich unterstützender Maßnahmen werden die 

Effekte meßbar. Deshalb sind in festen Zeitabschnitten von ca. zwei Jahren die bis dahin 

eingetretenen Fortschritte zu ermitteln. Für die regelmäßigen Fortschrittsüberprüfungen ist ein 

unabhängiges Kontrollgremium aus Fachleuten, Politik und Bürgerschaft einzurichten, das die 

zielgerichtete Umsetzung regelmäßig (jährlich) überwacht. Bei Abweichung von der „Zielgeraden“ 

werden Lösungsvorschläge der Verwaltung und der Politik vorlegt.  

Da der Wirkungsgrad, der Umsetzungsaufwand und der Wirkungszeitpunkt für jeder einzelne 

Maßnahme nur schwer abgeschätzt werden kann, werden zusammenhängende Maßnahmen zu 

Maßnahmenpaketen gebündelt. 

Für jedes Maßnahmenpakt ist neben dem Wirkungszeitpunkt auch die Wirksamkeit im Hinblick auf 

eine gewollte Änderung des Nutzungsverhaltens in Bezug auf die einzelnen Fortbewegungsarten 

abzuschätzen. 

Auch die für die Umsetzung der Maßnahmen benötigten Finanzmittel sowie bei Daueraufgaben auch 

der Personalbedarf sind abzuschätzen. 

Anmerkungen: 

Im von der Verwaltung vorgelegten Mobilitätskonzept sind viele der notwendigen Maßnahmen 

beschrieben, geordnet und bewertet. In sofern ist das Konzept vorbildlich. Auch die Bildung eines 

Kontrollgremiums wird vorgeschlagen. 

Ein konkretes, zahlenmäßiges Ziel mit Blick auf die CO2-Emissions- und der 

Endenenergieeinsprarungen sowie ein Maßnahmenfahrplan mit einer zeitlichen Einordnung fehlen, 

eine „Roadmap“ fehlen. 

Deshalb bleibt unklar welche konkreten Aufgaben dieses Kontrollgremium übernehmen soll. 

Mit Blick auf den im Mobilitätskonzept bis 2030 zu erreichenden Modal-Split wird ein anderweitig 

vorgeschlagenes und nur verwaltungsintern begründetes Ziel nachrichtlich übernommen.  

Dabei bleibt unklar, welcher Modal-Split zum Erreichen der Klimaschutzziele notwendig wäre und mit 

welchen der vorgeschlagenen Maßnahmen die Ziele bei den einzelnen Verkehrsarten erreicht werden 

können. 

Bei der Festlegung der Prioritäten und einer Umsetzungsreihenfolge wurden Politik und Bürgerschaft 

nicht mit einbezogen. 
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Die Abbildung 10 zeigt den jeweiligen Modal-Split von Städten und Regionen in Baden –

Württemberg mit Stand 2015. 

 

Abb. 10: Modal-Split der von Städten und Regionen in BW (Stand: 2015) 

                                  Quelle: Personenverkehr Baden-Württemberg, Land und Städte, 2017 

 

Der Anteil des Radverkehrs ist in Heilbronn mit 8% im Jahr 2005 um 3% auf 11% im Jahr 2015 

gestiegen. Im Jahr 2019 dürfte er bei ca. 12% gelegen haben  

Ein weiteres deutliches Steigerungspotential ist im Vergleich mit anderen Städten vorhanden. In 

Freiburg, Heidelberg und Tübingen (alles Universitätsstädte) liegen die Anteile der Fahrradnutzung 

bei über 20%. In Karlsruhe liegt beispielsweise der Radfahranteil am Gesamtverkehr bei 23% (2015). 

Im Vergleich mit Straßenbaumaßnahmen ist die Umwidmung von Pkw-Fahrspuren und ist der Bau 

neuer Radwege wesentlich kostengünstiger. 

Der Anteil des zu Fuß gehens hat sich im Zeitraum zwischen 2005 und 2015 von 20% auf 18% um 2%-

Punkte verringert. Hier besteht erheblicher Handlungsbedarf, weil das zu Fuß gehen die 

umweltfreundlichste und gesündeste Fortbewegungsart ist. In Ulm ist der hohe Anteil von 

Fußgängern (30%) beachtenswert. Das liegt auch an der fußgängerfreundliche Gestaltung der Ulmer 

Innenstadt. 

Der ÖPNV-Anteil hat sich um 1% verbessert. Diese nur geringe Steigerung ist erstaunlich, weil der 

Stadtbahnausbau in diesen Zeitraum fällt. 

Anmerkung: 

Der ÖPNV in Heilbronn wird in der Studie „Personenverkehr Baden-Württemberg, Land und Städte“, 

2017) im Vergleich mit anderen Städten in Baden-Württemberg in Befragungen am schlechtesten 

bewertet (10% mangelhaft / ungenügend; 41% sehr gut /gut). 

Auch hier besteht erheblicher Handlungsbedarf. 
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Der MIV-Anteil ist in Heilbronn mit Pforzheim am höchsten. In Pforzheim ist allerdings der 

Mitfahreranteil mit 15% deutlich höher als in Heilbronn (11%). 

In Heilbronn ist der Anteil der Mitfahrer um 3%-Punkte zurück gegangen; d.h. der Besetzungsgrad 

der Autos ist von durchschnittlich 1,23 auf 1,16 Personen pro Auto zurück gegangen 

(siehe Abbildung 5). 

Der PKW-Anteil am Gesamtverkehr ist zwischen 2005 und 2015 sogar um 1% gestiegen. 

Die Nutzung des Fahrrades unterliegt einer von der Jahreszeit und dem Wetter abhängigen 

Schwankung, die von ÖPNV ausgeglichen werden kann.  

Der ÖPNV ist deshalbeine gute Ergänzung zum Radverkehr. 

Dabei ist allerding d eine deutlich höheren Finanzmittel- und Personaleinsatzbedarf zu 

berücksichtigen, 

Der Anteil des ÖPNV ist bei Einbeziehung der Werkbusse zwischen den Jahren 2005 und 2015 gleich 

geblieben. Durch den Stadtbahnausbau wurde jedoch eine, im Modal-Split 2015 noch nicht 

abgebildete, Steigerung erreicht. 

Mit Blick auf die Wirksamkeit , den Wirkungszeitpunkt und dem Aufwand kann man in Bezug auf die 

einzelnen Fortbewegungsarten eine grobe Prioritätsverteilung festlegen. 

1. Erhöhung der Fahrradnutzung, 

2. mehr Nutzung von Bus und Bahn, 

3. Förderung des zu Fuß gehens. 

 

Die Umstieg auf das Fahrrad war in den vergangenen Jahren Fahrradnutzung sehr erfolgreich. Der 

Infrastrukturausbau ist im Vergleich zum Straßenneubau oder dem Neubau von Schienenstrecken 

kostengünstig und kurzfristiger umsetzbar. Ein weiterer Vorteil ist weiterhin, dass beim 

Fahrradfahren das Verkehrsmittel nicht mit öffentliche Mitteln erworben werden muss. 

Beim ÖPNV sind Maßnahmen zur Busbeschleunigung auch relativ kostengünstig und auch kurzfristig 

umsetzbar. Für die Beschaffung von Fahrzeugen (Busse, Stadtbahnen) ist der Finanzmittelaufwand 

hoch, vor allen Dingen, wenn es um alternative Antrieb bei Bussen geht. 

Es ist dabei allerding zu berücksichtigen, dass der Nutzungsgrad dieser Fahrzeuge sehr hoch ist. 

 

Die Anteile des zu Fuß gehens können im Innenstadtbereich durch die Ausweitung der 

Fußgängerbereiche und eine Verbesserung der Aufenthaltsqualität in der Innenstadt und in den 

Stadtteilzentren gesteigert werden. 

Eine Nutzungserhöhung beim UV ist sowohl bei Gesamtwegen aber auch auf Teilwegen 

(intermodulares Mobilitätsverhalten) erwünscht. 

Das Inter- und multimodales Mobilitätsverhalten ist ein alle Mobilitätsarten überdeckendes Thema. 

Deshalb kann die 

 

4. Förderung eines inter- und multimodalen Mobilitätsverhaltens  

 

einen deutlichen Beitrag zur Reduktion den MIV im (Innen)stadtbereich leisten.  

Solche Maßnahmen sind ergänzend zu den oben genannten drei Mobilitätsarten umzusetzen. 

 

11.1 Fahrradfahren 
Das größte Potential einer nachhaltigen Mobilitätsentwicklung ist in einer kontinuierlichen Zunahme 

des Fahrradfahren in der Stadt zu sehen. 



Lokale Agenda 21 Heilbronn   11.03.2020 
AK Mobilität „Alternatives Mobilitätskonzept Heilbronn 2030“ Seite: 32 von 51 

 
 

 

Unter Einbeziehung der Pedelecs sind weitere (ältere) Personengruppen befähigt alle Strecken in 

Heilbronn problemlos zu bewältigen. 

Heilbronn muss nicht nur fahrradfreundliche Stadt sein sondern auch Vorbild für die Förderung des 

Radfahrens. Vorrangig müssen solche Maßnahmen ergriffen werden, die das Autofahren reduzieren. 

Das gilt für Kinder und Jugendliche vor dem Führerscheinalter genauso wie für Autonutzer. 

Im Vordergrund aller Maßnahmen stehen sichere Radwege, getrennt von anderen 

Verkehrsteilnehmern sowie einheitlich ausgestattete, durchgängige Radwegeverbindungen. 

Bei ungünstigen Wettersituationen kann von Fahrradleicht auf den ÖPNV ausgewichen werden.  

Zur Förderung dieser fast optimalen Kombination ist über ein Kombiangebot Fahrradausleihe+ 

ÖPNV-Nutzung nachzudenken. 

Die zur Förderung des Fahrradfahrens notwendigen Maßnahmen beziehen sich sowohl auf die 

Radfahrinfrastruktur wie auch auf die Verhaltensänderung: „Weg vom Auto hin zum Fahrrad“. 

 

11.1.1 infrastrukturelle Maßnahmen 
Grundlagen für den Ausbau der Radfahrinfrastruktur ist die zügige Umsetzung der im 

Radverkehrsplan Heilbronn 2008 vorgeschlagenen Maßnahmen bis zum Jahr 2025, wobei dieser 

Plan zukünftig alle 5 Jahre fortgeschrieben werden muss.  

Eine Fortschreibung des im Jahr 2008 aufgestellten Radverkehrsplan ist schon seit Jahren 

überfällig. 

Vor allen Dingen das Radroutenkonzept von zusammenhängenden Radfahrstrecken durch die Stadt 

war noch nicht Gegenstand des Radverkehrsplanes heilbronn 2008. Es muß weiter entwickelt 

werden. Hier ist im Verbund mit den angrenzenden Kommunen zu planen. Dabei dürfen die 

Maßnahmen nicht an den Stadtgrenzen enden. Bei der Umsetzung dieser Routen ist auf eine 

möglichst einheitliche Gestaltung der einzelnen Wegabschnitte zu achten. 

 

Anmerkung: 

Bisher ist noch keine der bisher im Radverkehrsplan vorgeschlagenen Radrouten vollständig 

umgesetzt worden. 

 

Weiterplanung des Radnetzes und die Umsetzung des Radroutenkonzeptes ist eine Daueraufgabe. 

Voraussetzung für eine zügige Umsetzung ist die rechtzeitige Bereitstellung von Planungspersonal 

und von Finanzmitteln. 

Für die Förderung des Radfahrens ist auch Personal für so genannte weiche Maßnahmen 

(Aufklärung, Werbung, Aktionen) notwendig. Das Personal für die Radverkehrsplanung sollte bis 

2025 schrittweise auf 5 Mitarbeiter aufgestockt werden. 

Als Finanzmittelansatz sollte mit einem Betrag von 10 EUR/Bewohner und Jahr begonnen werden, 

der bis zum Jahr 2030 um jeweils 1 EUR/Bewohner auf 20 EUR/Bewohner und Jahr gesteigert wird, 

also für jedes Haushaltsjahr um jeweils 1 EUR/Bewohner erhöht wird und danach konstant erhalten 

bleibt.  

Die erforderlichen Mittel können wegen der größeren Effektivität mit Blick auf die Ziele auch zu 

Lasten von geplanten Straßenneubaumaßnahmen umgeschichtet werden. Fahrfahrmöglichkeiten 

müssen konsequent von Fußwegen auf gesicherte Radstreifen auf die Fahrbahn verlegt werden. 

 

Neben der zusammenhängenden Routen sind die bisher vorhandenen Radfahrstraßen zu ergänzen 

und zu vernetzen. So kann die gesamte Frankfurter Straße als Fahrradstraße, als Verbindung vom 

Neckar-Fernradweg mit der Innenstadt, ausgewiesen und an die Badstraße und über die 

Götzenturmbrücke an die Innenstadt angeschlossen werden. 
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Abbildung 11 zeigt u.a. auch die Verbindung des Neckar-Fernradweges als zukünftiger 

Radschnellweg, mit der neu als Fahrradstraße ausgewiesenen Frankfurter Straße. 

 

Als Ersatz für die für Radfahrer wichtige 

aber praktisch entfallene Obere und 

Untere Neckarstraße ist die parallel 

verlaufende Gerberstraße als 

Hauptradweg bis zur Mannheimer 

Straße umzugestalten. 

Die Gerberstraße wird dann ebenfalls 

als Radfahrstraße ausgewiesen.  

Zur Quartierserschließung mit dem Pkw 

wird dann die Lammgasse mit 

Zweirichtungsverkehr genutzt, mit einer 

Wendemöglichkeit in der Lohtorstraße. 

Die Zu- und Abfahrten zur Rathaus- und 

Kätchenhoftiefgarage wird 

sichergestellt.  

       Abb. 11: Ergänzung und Vernetzung der Fahrradstraßen (rot) 

        (blau: wichtige Radfahrverbindungen) 
 

Zwischen dem Bollwerksturm und dem 

Europaplatz ist die nur zeitweise von Bussen 

genutzte Busspur parallel zur Mannheimer 

Straße für Radfahrer freizugeben. Der Fußweg 

wir komplett auf die südliche Seite gelegt 

(Abbildung 12). 

Das ist auch zum Vorteil von Fußgängern, weil 

sich dann die Wege nicht mehr kreuzen.  

 

Abb. 12: Radwegeverbindung Mannheimer 

                 Straße 
 

In Nord-Süd-Nord-Richtung ist der Neckar-Fernradweg als Radfahrschnellweg auszubauen. 

 

Die Radroute Nord-West, die von Kirchhausen über Frankenbach und Böckingen in die Innenstadt, 

bzw. vorher auf den Neckarrandweg führt, ist bis zum Jahr 2025 zu realisieren. 

Noch wichtiger ist eine bisher nur teilweise ausgebaute West-Ost-Route. Sie führt vom 

Neckarrandweg in Neckargartach (Leinbachmündung) in Westrichtung, hauptsächlich die 

Widmannstraße am Leinbach entlang, durch Frankenbach, weiter den Leinbach folgend in Richtung 

Leingarten und weiter Richtung Schwaigern und Eppingen. Dies ist eine relativ stark genutzte 

Radfahrverbindung. 

Die Radroute Ost ist komplett und zügig bis zum Jahr 2025 zu realisieren. 

 

Es fehlen nach wie vor  gut ausgestattete und deutlich gekennzeichnete Ost-West-Ost-

Radfahrverbindung durch die Innenstadt. 

Hier gibt es eine Reihe vom möglichen Verbindungen (geordnet von Nord nach Süd). 
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 Schillerstr. – Schellengasse - Zehentgasse - Gerberstraße (Anschluß an Nord-Süd-Verbindung) 

 Karlstraße – Lohtorstraße – Gerberstr. (Anschluß an Nord-Süd-Verbindung) 

 Wollhausstraße - Wilhelmstraße - Rollwagstraße – Götzenturm-Brücke (Anschluß an Nord-

Süd-Verbindung). 

Die Verbindungen sind zu 

markieren und durchgängig und 

leicht erkennbar auszuweisen. 

Die oben genannten 

Radfahrverbindungen sind in 

Abbildung 13 „rot“; die 

Parallelverbindungen zur Oberen 

und der Unteren Neckarstraße ist 

„blau“, dargestellt. 

Die Verbindung über die 

Bismarckstraße – Titotstraße 

endet/beginnt am Kiliansplatz. 

Sie kann gut mit dem Ziel oder 

Start südliche Innenstadt genutzt 

werden. 

      Abb. 13: Ost-West-Ost Radwegeverbindungen durch die Innenstadt 

 

Weiter südlich wäre eine weitere, neue Verbindung denkbar. 

 Jägerhausstr. – Lerchenberg-Tunnel – Südbahnhof – Knorrstr. (Anschluß an Nord-Süd-Nord-

Verbindung)  

 

Diese Verbindung und ihr Anschluß an andere Radwegeverbindungen ist in Abbildung 14 dargestellt. 

Im Osten ist sie an der Jägerhausstraße und im West an den Radweg am Altneckar, Nähe Freibad 

„Neckarhalde“ angebunden. 

Abb. 14: Radwegeverbindung durch den bisher stillgelegten Lerchenberg-Tunnel 
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Der stillgelegte Lechenberg-Tunnel ermöglicht eine Radfahrverbindung unter südlicher Umfahrung 

der Innenstadt. 

Sie durchquert das neue Südstadtviertel und kreuzt die Südroute beim Rathenauplatz. 

 

Als verbesserte Radfahrverbindung zwischen der 

Innenstadt(„Wollhaus“) und dem Süden der Stadt 

Richtung Sontheim und weiter nach Flein sollte 

auch die Wilhelmstraße als ausschließliche Bus- und 

Radverbindung ins Auge gefaßt werden. Das würde 

auch viele Südstadtbewohner in der südlichen 

Wilhelmstraße vom Pkw-Verkehr 

entlasten(Abbildung 15).  

Dies Stecke wäre auch für eine spätere Erweiterung 

des Stadtbahnnetzes Richtung Süden vorbereitet. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abb. 15: Südroutenverbesserung in der 

Wilhelmstraße 
 

Mit der Zunahme des Radfahrens ist im Jahr 2020 ein Bikesharingsystem zu installieren, das 

möglichst die Stadtgrenzen überschreitend die Nachbarstädte Neckarsulm und Leingarten mit 

einbezieht: 

Am Hauptbahnhof und in der Innenstadt ist im Rahmen eines Mobiltätshubs ein erweiterbares 

Fahrradparkhaus mit Leihstation, Beratung und Service zu errichten.  

Am Hbf sollten alle gängigen Fahrradarten (auch Jungend- und Kinderfahrräder sowie Lastenräder 

bzw. Kinderanhänger mit Zubehör) zur Verfügung stehen. 

Hier, wie auch im neuen Unterstand in Böckingen, sind auch Gepäckschließfächer zu integrieren. 

Für eine Fahrradleih-, Abstellanlage und Servicestation in der Innenstadt ist die stillgelegte 

Unterführung Post/Allee auf Eignung zu prüfen. In allen Fahrradparkhäusern sind Lademöglichkeiten 

für Pedelecs vorzusehen. 

Leih- und Rückgabestationen sollten auch ÖPNV-nah eingerichtet werden.  

Fahrradleih- und Rückgabestationen sollten auch in zukünftige Mobilitätshubs integriert werden. In 

allen Randstadtteilen und an den Endhaltestellen der Stadtbuslinien muss es ebenfalls Ausleih- und 

Rückgabemöglichkeiten geben. 

Weiterhin können die beiden Campusstandorte am Sharingsystem durch eigene Leih- und 

Rückgabestationen partizipieren. 

Die Leihgebühren können gut in ein Kombiangebot mit dem ÖPNV und dem Parken an Hubs 

integriert werden („nur einmal zahlen, alles drin“). 

 

Neben dem Ausbau Radfahrinfrastruktur sind parallel sogenannte „weiche“ Maßnahmen notwendig. 
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11.1.2 Radfahrfördermaßnahmen 
Ziel solcher Fördermaßnahmen ist es die Menschen vermehrt zum Umstieg vom Auto auf das Fahrrad 

zu bewegen, um so den MIV deutlich zu reduzieren. 

Um den Umstieg vom Auto zum Fahrrad zu fördern, sind neben der Verbesserung der Infrastruktur 

zahlreiche andere „weiche“ Maßnahmen denkbar. Sie sollen die Vorteile des Fahrradfahrens sichtbar 

machen und für eine Umstieg motivierend wirken. 

Zur Planung und Durchführung dafür geeigneter Maßnahmen wird bei der Stadt auch ein 

Verkehrspsychologe als Motivator eingestellt. 

 

Zur Radfahrförderung sehen wir beispielhaft die folgenden Maßnahmen. 

 Kontinuierliche Organisation und Teilnahme an Wettbewerben z.B. „Stadtradeln“. 

 Schnupperangebote (Fahrraddauerverleih über einen bestimmten Zeitraum) 

 Im Sommer wird in der Innenstadt statt eines Autotages ein „Tag des Radfahrens“ 

veranstaltet. Getragen wird diese Veranstaltung durch die Stadt, die Händler, die für das 

Radfahren aktiven Gruppen, das Tourismusbüro und der ÖPNV. 

 Aktionen die das Fahrrad herausstellen: z.B. das „ulkigste“ Fahrrad, „Karneval der 

Fahrradfahrer“, „Fahrradmodenschau“, „Kunstaktionen mit Fahrrädern“ 

 Begleitung von Neueinsteigern „Lotsendienste“ (sicheres Radfahren in der Stadt) 

 Verlosung von Fahrräder zu jedem Semesterbeginn an neue Studierende 

 App für Radfahrer zum leichten Auffinden von Leih- und Service- und Ladestation von 

wettergeschützten Abstellplätzen und Schließfächern. 

 Angebot von Fahrradstadtführungen. 

 Ausweisung von touristischen Rundfahrten. 

 Elektronische Infotafeln mit WLAN am Neckar Fernradweg (Ortsgrenzen und sowie 

Bahnbrücke Neckarkanal) 

 Vergütung des Einkaufs mit dem Fahrrad (Ausweisung: Radfahrhelm vorzeigen) 

 

Für das Radfahren in Heilbronn muss auch regelmäßig geworben werden. Hierzu sollten 

stadtbekannte Persönlichkeiten angesprochen werden, um sie für Werbekampagnen zu gewinnen 

(ich fahre mit den Fahrrad, weil….). 

Es gibt aus anderen Städten (z.B. Karlsruhe) genügend gute andere Beispiele, die auch in Heilbronn 

erfolgreich eingesetzt werden können.  

Nicht neu erfinden sondern Bewährtes übernehmen ist hier die Devise.  

 

Da das Fehlverhalten von Radfahrern das Fahrradfahren in Mißkredit vor allen Dingen bei 

Fußgängern führt, sind regelmäßige Veranstaltungen zur regelgemäßen Fahrradnutzung und 

Kontrollen notwendig. (wie geht es richtig) 

 

Bewertung der Maßnahmen  

Bis zum Jahr 2ß30 soll der Anteil der Radfahrer incl. Pedelec und E-Bike am Modal-Split von 13% auf 

21 % steigen. Dieser Anstieg um 8% innerhalb von 10  Jahren bedeutet einen durchschnittlichen 

jährlichen Anstieg von0,8%. Das erscheint uns mit den vorgeschlagenen Maßnahmen realisierbar zu 

sein. 

Voraussetzung für eine schnelle Wirksamkeit ist die schnelle Aufstockung der Personal- und 

Finanzmittel spätestens im Haushalt 2021/22 gemäß des oben angeführten Ansatzes. 
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Die Weiterplanung und der Ausbau der Radinfrastruktur müssen parallel zu den Fördermaßnahmen 

für das Fahrradfahren durchgeführt werden.  

Das bisher vorliegende Routenkonzept sollte bis zum Jahr 2025 vollständig umsetzt sein. 

Es wird davon ausgegangen, dass alle von uns aufgeführten Infrastrukturmaßnahmen oder 

wirkungsgleiche Alternativen im Zeitraum bis 2030 umgesetzt werden und ihre Wirkungen Schritt für 

Schritt entfalten können. 

Da schon Planungen für einige Maßnahmen aus dem Radverkehrsplan, ließen sie sich bei vorhanden 

Finanzmitteln kurzfristig zur Realisierung ausschreiben. 

Umwidmungen von Schutzstreifen in Radstreifen sowie die Verlegung von gesicherten 

Radfahrmöglichkeiten vom Gehweg auf die Fahrbahn sind genau so wie die Wegeausweisung 

Daueraufgaben und wenig finanzbelastend. 

 

Die weichen Maßnahmen können nach Personaleinstellung mit einem begrenzten 

Finanzmittelaufwand auch unter Einschaltung einer Werbeagentur laufend umgesetzt werden.  

Sie sind aber für den Umstieg vom Auto zum Fahrrad und zum ÖPNV von mitentscheidender 

Bedeutung. 

 

11.2 Öffentlicher Personennahverkehr (ÖPNV) 
Da der ÖPNV weitgehend wetterunabhängig genutzt werden kann, ergänzt er das zu Fuß gehen und 

ersetzt zeitweise das Fahrradfahren.  

Er ist bei ebenerdigen Ein-und Ausstiegen auch von bewegungseingeschränkten Personen einfach 

nutzbar. Mit Bus und Bahn sind im ÖPNV die wichtigsten allzeit nutzbaren Verkehrsmittel des 

Umweltverbundes vereinigt. 

Andererseits ist der ÖPNV wegen der hohen Invest-, Unterhaltungs-, Betriebsmittel- und 

Personalkosten finanziell schwer darstellbar. Der Personalkostenanteil beträgt über 70%  

Beim Ausbau der Stadtbahn fallen zusätzlich lange Planungs-, Genehmigungs- und 

Beschaffungszeiten an.  

Trotzdem ist die Stärkung des ÖPNV für eine nachhaltige Mobilität von großer Bedeutung und 

unverzichtbar. Das bisher an einer hohen Wirtschaftlichkeit ausgerichtete Management des ÖPNV 

läßt nur eine geringen Spielraum für andere an dem gesellschaftlichen und nachhaltigen Nutzen 

orientierte Entwicklungen. Deshalb müssen auch in Heilbronn unabhängige Kapazitäten für eine 

nachhaltige Weiterentwicklung bereitgestellt werden. 

 

Als Handlungsfelder wurden daneben folgende Teilaspekte ausgemacht, deren Wirkungen sich 

teilweise überschneiden 

 das Netzstruktur, 

 den Takt, 

 die Bedienzeiten, 

 die Fahrzeiten, 

 die Fahrpreise, 

 den Komfort, 

 die Kundeninformation, 

 Anpassungen an ein zukünftiges Mobilitätsverhalten,  

 Umstellung der Fahrzeugflotte auf umweltfreundliche Antriebe 
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11.2.1 Netzstruktur 
Das Netz umfaßt das Satadtbahnnetz und das Regional-Bahnnetz sowie das Busnetz, aufgeteilt in ein 

Stadtbus- und ein Regionalbusnetz.  

11.2.1.1 Stadtbahnnetz 

Die Erweiterung des Stadtbahnnetzes in Richtung Zabergäu steht aus. Mit diesen Ast kommen zwei 

neue Haltestellen in Böckingen und in Klingenberg hinzu.  Durch die Inbetriebnahme kann der 

Stadtteil Klingenberg deutlich vom Autoverkehr entlastet werden. Die Inbetriebnahme dieser Strecke 

sollte deutlich vor dem Jahr 2030 erfolgen. 

Weiterhin ist Ast in Südrichtung durch Sontheim und Horkheim Richtung Beilstein - Marbach zu 

planen. In der Stadt kann die Linie von der Allee über die Wilhelmstraße – Sontheimer Straße geführt 

werden. Mit den erweiterten Stadtbahnnetz erschließen sich auch neue Baugebiete im 

Einzugsbereich dieser Linien. 

Es sollte auch Stadtbahnen geben, die die Innenstadt umfahren und dadurch für durchfahrende 

Nutzer schneller sein (z.B. Leinbachtal – Neckarsulm).  

Dazu kann das Schienennetz der DB Netz mit wenigen Haltestellen (nur Sülmer Tor) im Stadtgebiet 

genutzt werden. 

11.2.1.2 Regionalbahnnetz 

Die Regionalbahn verbindet Heilbronn mit mehreren Großstädten 

 Stuttgart 

 Heidelberg, Mannheim 

 Nürnberg 

 Würzburg 

 (Karlsruhe, derzeit nur Stadtbahnbetrieb) 

Nach Stuttgart besteht tagsüber ein Zugabstand von 20-Minuten, manchmal auch weniger.  

Nach Heidelberg gibt es ca. halbstündige Verbindungen, nach Nürnberg und nach Würzburg 

stündliche Verbindungen.  

11.2.1.3 Busnetz 
Das Stadt- und Regionalbusnetz sowie die Stadtbahn sind zu einem Regionalverkehrsverbund 

Heilbronner, Hohenloher, Haller Nahverkehr (HNV) zusammen geschlossen.  

11.2.1.4 Stadtbusnetz 

Unabhängig von der ständigen Optimierung des Netzes sollte das Stadtbusnetz von einem 

Fachplanungsbüro analysiert werden. Unter Berücksichtigung der  vorhanden bzw. geplanten 

Stadtbahnlinien sollte darauf aufbauend ein „Optimalbusnetz“ entwickelt werden.  

Das Ergebnis muss ein Transformationskonzept mit einer Zeit-und Finanzierungsroute hinterlegter 

Maßnahmenkatalog sein, um das Realnetz schrittweise in das Optimalnetz zu überführen. Da der 

Neckar mit seinen vorhanden Brücken die Anzahl und den Verlauf von ÖPNV-Verbindungen 

einschränkt, ist auch über neue Brücken nachzudenken. 

Das Stadtbusnetz besteht bisher im Wesentlichen aus relativ langen Durchmesserlinien.  

Ein Beispiel dafür ist die hochgenutzte 60er Linie von Kirchhausen bis Horkheim. 

Kritisiert wird eine fehlendende Ringlinie, die die Randstadtteile direkt miteinander verbindet und 

eine Umfahrung der Innenstadt erlaubt. 
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Mit der Bus-Linie 5 ist eine Teilringlinie, die den Ostteil der Stadt nicht einschließt, vorhanden. 

Es fehlt aber ein geschlossener Ring, eventuell auch Ringe mit einem durchgehenden 

Zweirichtungsverkehr 

Weiterhin wird die starke Bündelung von 6 Buslinien (1, 5, 10, 13, 16, 6x) und von 2 Stadtbahnlinien  

in der Bahnhofs- bzw. Kaiserstraße kritisiert. Hier kann eine konsequente zeitliche Verzahnung dieser 

Linien zu einer deutlichen Taktverdichtung im Innenstadtbereich führen. Denkbar sind auch 

unterschiedliche Linienführungen im Innenstadtbereich. Hier ergibt sich durch die Paula-Fuchs-Allee 

eine neue Alternativstrecke zur Bahnhofstraße.  

Stausituationen in den Randstadtteilen, die sich wegen geringer Straßenquerschnitte nicht 

vermeiden lassen, ziehen sich aufgrund der Durchmesserstruktur bis zum Linienende durch. Hier 

kann man eine Auftrennung in der Innenstadt zu stauverdächtigen Zeiten helfen. Es ist dann für 

einige Fahrgäste ein zusätzlicher Umstieg erforderlich. Trotzdem erreichen sie zuverlässiger ihr Ziel. 

11.2.1.5 Regionalbusnetz 

Das Regionalbusnetz muss im Stadtgebiet besser in das Stadtbusnetz integriert werden. Dabei ist 

auch der Linienverlauf im Stadtgebiet zu überdenken. Da die Regionalbuslinien im Stadtgebiet nicht 

alle Stadtbushaltestellen anfahren, kann es Schnellbusnetz fungieren. Dazu müssen die 

Regionallinien fahrplanmäßig voll integriert werden. 

Die jeweiligen Regionalbuslinien sollten Haltestellen in den Stadtteilen und an allen Haltestellen mit 

Umsteigebeziehungen haben. 

11.2.2 Takt 
Der Takt sollte beim Busverkehr in den Tageshauptzeiten auf 10 Minuten und in den 

Tagesnebenzeiten auf 20 Minuten in den ganzen Linienlängen verdichtet werden. In der Innenstadt 

parallel verlaufende Linien sollten die Takte verzahnt sein. Diese Verzahnung führt in parallel 

verlaufen Linienbereichen zu einer Taktteilung und ermöglicht die Einhaltung von 

Umsteigebeziehungen auch bei Linien in Gegenrichtungen. 

Durch die Taktverdichtung fallen auch Busverzögerungen durch Stausituationen bei mit 

Umsteigebeziehungen nicht mehr so stark ins Gewicht. 

Eine enge Vertaktung führt wegen geringer Wartezeiten an die Haltestellen dazu, dass sich die 

Fahrgäste nicht mehr am Fahrplan orientieren müssen, weil bei einem 10-Minutentakt die Wartezeit 

im Mittel nur 5 Minuten beträgt. 

Eine Taktverdichtung sollte auch Im Stadtbahnverkehr auf 20 Minuten in den Hauptzeiten erfolgen 

11.2.3 Bedienzeiten 
Die Bedienzeiten sind in den Abend- bzw. Nachtzeiten bis 24Uhr auszuweiten. Das gilt für den 

gesamten ÖPNV. 

Das Nachtbusangebot ist auf alle Werktage auszudehnen.  

In den Schwachlastzeiten soll auch ein Busbetrieb „On Demand“ zumindest erprobt werden. Hier 

können auch kleinere Fahrzeuge eingesetzt werden. Um eine Mißbrauch zu vermeiden, kann schon 

beim Busruf eine Abbuchung der Fahrkosten erfolgen. Auch der ergänzende ehrenamtliche Einsatz 

privater Fahrzeuge ist in den Randbezirken und in Tagesrandzeiten denkbar. Hier ist den 

Teilnehmenden eine Aufwandsentschädigung zu zahlen und ein Versicherungsschutz für Fahrzeug 

und Personen zu gewährleisten. 
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11.2.4 Fahrzeiten 
Die Einhaltung der Fahrplanzeiten und die Busbeschleunigung ist auch im Zusammenhang mit 

Gesamtfahrzeiten von großer Bedeutung.  

Es sollten alle Möglichkeiten zur Fahrzeitverkürzung, auch wenn sie zu Lasten des MIV gehen, 

ausgeschöpft werden. Hierbei hilft die volle Digitalisierung der Ampelschaltung auf allen Linienrouten 

unter Einsatz von lernfähigen Systemen. 

Die Busbeschleunigung muss durch getrennte Busspuren in allen staugefährdeten 

Straßenabschnitten im gesamten Innenstadtbereich Vollausgeschöpft werden. 

Wo durch Platzmangel keine getrennten Busspuren realisierbar sind (meistens in den Stadtteilen, z.B. 

in Frankenbach, Klingenberg Kirchhausen, Biberach und anderswo) muss dem Bus durch geeignete 

Signalanlagen und Signalsteuerung auch abschnittsweise Parallelspuren Vorrang eingeräumt werden.  

Das kann auch dadurch geschehen, dass man den Verkehr bei Bedarf vor dem Bus abfließen läßt. 

Haltestellen werden, wo möglich hinter Ampelanlagen angeordnet, Wo keine Ampelanlagen 

vorhanden sind, kann der Verkehr durch einschaltbare Signalanlagen vor der Weiterfahrt des Busses 

angehalten werden und der schnelle Abfluß des Verkehrs vor dem Bus gewährleistet werden. Der 

Vorrang von Bussen wird auch an Fußgängerampeln mit Signalanforderung sichergestellt werden. 

Der Busbeschleunigung dienen auch Fahrkarten Automaten an wichtigen Haltestellen. 

11.2.5 Fahrtkosten  
Hinderlich für die Nutzung des ÖPNV sind die als relativ hoch empfundenen Fahrtkosten, vor allen 

Dingen für Familien, weil bei ihnen in der Regel zusätzlichen zu ÖPNV-Fahrscheinkosten Autokosten 

(Steuern, Versicherung) anfallen.  

Zudem steigen die Fahrtkosten regelmäßig im Jahresrhythmus an, während beispielsweise die 

Parkkosten für Autos über Jahre konstant bleiben. 

Eine plötzliche, starke Reduzierung der Fahrpreise würde die bestehende Probleme nicht lösen, weil 

es zu einer Überforderung des bestehenden Systems kommt (Anzahl der zur Verfügung stehenden 

Busse und Busfahrer). 

 

Anmerkung: 

Die Nichtbezahlung der fälligen Parkgebühren kostet, wenn man erwischt wird, 10EUR. 

Eine Schwarzfahrt kostet derzeit 60EUR. Soviel zur Gleichbehandlung von MIV und ÖPNV. 

 

Statt einer regelmäßigen Fahrpreiserhöhung, sollten die Fahrpreise über einen längeren Zeitraum im 

Jahresrhythmus um beispielsweise jeweils 10% reduziert werden. Die Parkgebühren werden im 

Gegenzug jährlich um 10% erhöht. 

Dadurch wird der Umstieg zum ÖPNV durch eine Doppeleffekt gefördert.  

So ist mit einem langsamen, regelmäßigen Anstieg der Fahrgastzahlen zu rechnen. Der Ausbau der 

Kapazitäten (Fahrzeuge und Fahrer) ist einfacher realisierbar. 

Kinder und Jugendliche bis zum 14 Lebensjahr und in der Ausbildungszeit sollen den Bus 

grundsätzlich kostenfrei nutzen dürfen.  

Zur Kofinanzierung der Fahrpreise werden die kompletten Parkgebühren und Verwarnungsgelder 

eingesetzt. 

Bei Einsatz elektronischer Buchungssysteme ist auch über eine dynamische Fahrpreisgestaltung, 

abhängig von der Busnutzung, nachzudenken. So können in den Schwachlastzeiten die Preise 

reduziert und dadurch die Nachfrage erhöht werden. 
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Anmerkung: 

Kurzzeitige Aktionen (z.B. kostenlose Fahrten an Adventssamstagen) sind längerfristig gesehen wenig 

hilfreich.  

 

11.2.6 Komfort 
Der Komfort beim Bus- und Bahnfahren konkurriert mit dem Komfort beim Autofahren. 

Der Komfort muss 

 an den Haltestellen beim Warten auf den Bus,  

 Anzeige der realen Ankunfts- bzw. Abfahrtszeiten  

 beim Ein-und Ausstieg,  

 beim der Ticketerwerb bzw. der elektronischen Buchung 

 während der Fahrt im Bus  

 Anzeige der künftige Haltestellen und Umsteigemöglichkeiten in den Bussen 

deutlich erhöht werden. 

- Alle Haltestellen müssen mit einem Wetterschutz ausgestattet sein, nachts gut ausgeleuchtet 

werden (regelmäßig überprüft) und Sitze mit Rückenlehnen verfügen sowie einen Papierkorb 

aufweisen. 

- An allen Umsteigehaltestellen und Haltestellen mit hohem Fahrgastaufkommen werden mit 

elektronischen Anzeigen die realen Ankunftszeiten angezeigt.  

An allen Haltestellen können die realen Ankunftszeiten per Bluetooth-Übertragung oder WLAN auf 

Smartphones angezeigt werden. 

- Alle Haltestellen sind bis 2025 mit einem niveaugleichen Ein- bzw. Ausstieg ausgestattet. Die Busse 

halten „punktgenau“. Im Bereich der Mitteltür sind bei den Haltestellen kurze Handläufe angebracht. 

Zum Fahrticketerwerb gibt es an allen wichtigen Haltestellen Fahrkartenautomaten, an dem die 

Fahrberechtigung auch elektronisch erworben werden kann. 

- Das bisherige e-Ticket wird auch kartenlos als App auf einem Smartphone angeboten. Beim Ein-und 

Ausstieg findet automatisch eine Buchung statt. 

 

11.2.7 Kundeninformation 
Die Kundeninformation muss vor allen Dingen bei Busverspätungen deutlich verbessert werden. 

Verspätungen werden entweder auf elektronischen Anzeigen oder auf dem Smartphone per App 

angezeigt.  

Es sind auch weitergehende Funktionen denkbar, z.B. Ankunftszeit am Endziel des Weges.  

Wird beim Wegestart das Ziel per App eingegeben, wird an der Bushaltestelle automatisch der Bus, 

in den einzusteigen ist, und die Haltestelle an der aus- oder umzusteigen ist, akustisch und optisch 

mit dem Smartphone signalisiert. 

 

Anmerkung: 

Das ist digitales Neuland mit viele weiteren zukünftigen Möglichkeiten.  

Um die Entwicklung solche Systeme anzuregen und zu fördern, sollte das „Amt für Mobilität“ auch 

Kontakt mit Softwareentwicklern z.B. an entsprechenden Hochschulen oder „Startups“ aufnehmen 

und den ÖPNV in Heilbronn auch zur Felderprobung zur Verfügung stellen. 

 

Durch QR-Codes auf jeden Linienfahrplan, wären nicht nur die Fahrplaninformationen sondern auch 

darüber hinausgehenden Informationen auch leicht auf digitale Medien übertragbar und die orts- 

und zeitrelevanten Teile durch Kenntnis von Ort und Zeit auch leicht rausfilterbar. 

 



Lokale Agenda 21 Heilbronn   11.03.2020 
AK Mobilität „Alternatives Mobilitätskonzept Heilbronn 2030“ Seite: 42 von 51 

 
 

 

Das Kundencenter in der Olgastraße ist zwar gut ausgestattet, sollte aber in den Bahnhof oder davor 

in ein zentrales Mobilitätshub verlegt werden. 

Zur Kundeninformation gehören auch die anlogen Mittel, wie z.B. die Fahrpläne. Sie sind an den 

Haltestellen für ältere, seheingeschränkte Fahrgäste schon tagsüber schlecht entzifferbar (z.B. 

Fußnoten) und nachts teilweise gar nicht. 

Deshalb müssen sie größer und kontrastreicher dargestellt werden. Für Sehbehinderte kann die  

Busankunft liniengenau akustisch mitgeteilt werden. 

In den Bussen werden vor den Haltestellen mit Umsteigemöglichkeiten werden die businternen 

Bildschirme auch zur Anzeige der Umsteigebeziehungen genutzt. 

Dazu kann der für Werbung reservierte Bildschirmteil genutzt werden. 

 

11.2.8 Anpassungen an ein zukünftiges Mobilitätsverhalten 
Auch die Verkehrsbetrieben müssen sich zusammen mit dem HNV zu einem Mobilitätsanbieter mit 

einem erweiterten Angebotsspektrum.  

Durch Kooperation mit unterstützenden Anbietern von Dienstleitungen (Eventveranstalter, 

Sharinganbieter, Mobilitäts-Softwareentwickler) können die bestehenden Kombiangebote erweitert 

werden. 

Mit der näher rückenden Einführung fahrerloser Transportsysteme geht ein starke Individualisierung 

der Mobilitätsangebote einher.  

Damit gewinnen Angebote wie  

 Transport on Demand 

 nachfragegesteuerte Fahrpreise 

 Komplettwegeplanung 

 Bereitstellung (Reservierung) von Nachfolgeverkehrsmitteln 

 

Anmerkungen: 

Weitere Anregungen und Maßnahmenvorschläge zum ÖPNV sind der Aufbereitung der Ergebnisse 

eines Workshops mit dem Titel: „Vorschläge zur Verbesserung des ÖPNV in Heilbronn„ zu finden.  

Der dreiteilige Workshop wurde 08/2017 von der Mobilitätsgruppe der Lokalen Agenda 21 Heilbronn 

organisiert und durchgeführt. 

 

11.2.9 Umstellung der Fahrzeugflotte auf umweltfreundliche Antriebe 
Für die Umstellung der Stadtbusse auf umweltfreundliche, emissionsarme Antriebe stehen der 

Batterie-Elektroantriebe und der Wasserstoff-Elektroantriebe als Alternativen zur Wahl. Hier ist 

noch nicht entschieden welche Antriebsart sich durch setzen wird. Wegen der hohen 

Beschaffungskosten für die Fahrzeuge ist eine hohe Förderquote Voraussetzung für die Beschaffung. 

Das als sicher angenommen werden muß dass eine Umstellung auf Elektroantrieb unausweichlich ist, 

ist eine frühzeitige Umstellung des Betriebes zu empfehlen. Deshalb sollte mit elektrisch 

angetriebenen Bussen auch in Heilbronn Erfahrungen gesammelt werden. Die Anschaffung von einer 

begrenzten Anzahl von E-Bussen ist deshalb mit zusätzlicher Unterstützung des Bundes und des 

Landes zu empfehlen. 

 

11.2.10 Bewertung der Maßnahmen  
Bis zum Jahr 2030 ist ein Anstieg der Wege mit dem ÖPNV um 5% eingeplant. 

Frühzeitige Wirkungen sind mit Verbesserungen beim Busverkehr t und einer Erhöhung der 

Taktdichte Stadtbahnverkehr zu erwarten. 
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Das größte Problem bei der Verbesserung des ÖPNV-Angebotes ist die Finanzierung, die vor allen in 

der Fahrzeugbeschaffung sowie den Betriebs- und Personalkosten zu Buche schlägt. 

Hier sind grundsätzliche Entscheidungen des Gesetzgebers z.B. zur Einführung einer 

Mobilitätsabgabe oder einer Citymaut erforderlich. Es ist nicht absehbar ob und zu welchem 

Zeitpunkt derartige Änderungen zugunsten der Finanzierung des ÖPNV wirksam werden.  

Bei der Erweiterung des Stadtbahnnetzes kommen neben hohen Infrastrukturkosten für die 

Schienentrassen, die Haltestellen und die Fahrzeugbeschaffung die hohen Planungs- und 

Realisierungszeiträume hinzu. 

  

Bis zum Jahr 2030 ist mit der Inbetriebnahme der Zabergäulinie zu rechen. 

Für eine Süd-Ost-Stadtbahnlinie wird es bis 2030 eine Trassenfestlegung und erste 

Haltestellenplanungen geben.  

 

Untersuchungen für die Entwicklungen eines Optimalbusnetzes könnten sofort in Auftrag gegeben 

werden. Die Ergebnisse können dann bis 2022 verfügbar sein. Danach würde eine priorisierte, 

schrittweise Umsetzung erfolgen, die an 2025 erst Wirkungen zeigen kann. 

 

Die kundenfreundliche regelmäßige Fahrpreisreduzierung im begrenzten Umfang sofort umsetzbar.  

Eine  Fahrpreisdynamisierung zur besseren Busauslastung in Schwachlastzeiten ist mit Umstellung 

des e-Ticket auf Smartphone-Apps möglich. Der Wirkungszeitpunkt wir mit 2-3 Jahren angenommen  

Für eine Angebotsverbesserung durch die Verringerung der Taktabstände und die Erhöhung von 

Bedienzeiten sind die Busbeschaffung und die Personalaufstockung die zeitlich begrenzenden 

Faktoren, Die Umsetzung kann allerdings schrittweise erfolgen. Für die volle Umsetzung wird bei 

Finanzierbarkeit ein Zeitraum von 5 Jahren angenommen. 

Maßnahmen zur Busbeschleunigung können ebenfalls schrittweise, beginnend bei den Hauptlinien, 

in Angriff genommen werden. Eine vollständige Umsetzung bis 2030 ist realistisch  

Dies betrifft auch die Maßnahmen zur Komforterhöhung zur Fahrgastinformationsverbesserung  

 

Die Anpassungen des ÖPNV an ein zukünftiges Mobilitätsverhalten ist eine Notwendigkeit,  

um den Bestand des ÖPNV auch in der Zukunft zu sichern. Hier geht es auch um eine Vorreiterrolle, 

in deren Rahmen auch mit deutlicher Unterstützung durch öffentliche Gelder gerechnet werden 

kann.  

Das gilt auch für die Beschaffung von E-Bussen. Hier sollten die Angebote genutzt und die Busflotte 

auf E-Mobilität Schritt für Schritt umgestellt werden, auch wenn diese Umstellung  nicht zu einer 

Verhaltensänderung von Autonutzern führt . Dies ist ein Gebot des Umwelt- und des 

Gesundheitsschutzes. 

 

11.3 Förderung zu Fuß gehen  
Der Anteil der Fußwege am Gesamtverkehrs ist zwischen 2005 und 2105 um 2% auf 18% gesunken. 

Er ist dennoch deutlich höher als die Fahrrad- oder die ÖPNV-Nutzung.  

Das zu Fuß gehen ist die umweltfreundlichste und von den Investitionen in die Infrastruktur her 

betrachtet, eine relativ kostengünstigste Fortbewegungsart.  

Durch immer kürzere Wege von geparkten Auto zum jeweiligen Ziel, werden die zu 

Fußzurückgelegten Strecken immer weniger und auch kurze Strecken werden mit einem Fahrzeug 

zurückgelegt. Das wird mit der Einführung von E-Rollern noch ansteigen, wenn nicht durch geeignet 

Maßnahmen gegengesteuert wird. 
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Eine gute Erreichbarkeit der Innenstadt ist vor allen Dingen durch das Fahrrad und den P ÖPNV sicher 

zu stellen. Innerhalb der Innenstadt, die eine Ausdehnung von max. 1,5km hat, ist das zu Fuß gehen 

zu bevorzugen. 

Für den Innenstadthandel ist es wichtig, das die potentiellen Kunden möglichst lange Strecken in der 

Innenstadt zu Fuß zurücklegen (Im Auto wird nicht gekauft).  

Eine möglichst große zusammenhängende Fußgängerzone muss also auch das Ziel des 

innerstädtischen Einzelhandels sein.  

In der Abbildung 16 sind die schon in der „Nördlichen Innenstadt“ vorhandenen Fußgängerbereiche 

grün dargestellt. Es fällt dabei auf, dass es bisher noch keine als Fußgängerbereich ausgestaltete 

Verbindung zwischen der Sülmerstraße als Einkaufsstraße mit der Unteren Neckarstraße als 

Gastromeile gibt. So besteht hier dringender Handlungsbedarf 

Als Fußgängerverbindung eignen sich die Lohtorstraße, die Zehentgasse und die Turmstraße. Das sind 

auch die einzigen Straßen mit einem nennenswerten Baumbestand (Abbildung 17). 

 

 

 

 

Abb. 16: Fußgängerbereiche in der 

„Nördlichen Innenstadt“ 

 

 

Abb. 17: Lage zusätzlicher Fußgängerbereiche 

in der „Nördlichen Innenstadt“ 

 

Mit der Umgestaltung der Lohtorstraße kann sofort begonnen werden. Damit fällt auch erheblich 

Zahl  

von Parkplätzen im Straßenraum weg. Als Nebeneffekt reduziert sich dadurch der 

Parkplatzsuchverkehr im Quartier. Die Zufahrt zu den bestehenden Tiefgaragen Kätchenhof und 

Rathaus muss gewährleistet werden, wobei die Erreichbarkeit der Kätchenhof-Tiefgarage über die 

Kaiserstraße sichergestellt werden kann. 
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Die Umwandlung der Zehentgasse und der Turmstraße in Fußgängerbereiche kann in nachfolgenden 

Schritten erfolgen. 

Auch die fußgänger- und anwohnerfreundliche Umgestaltung von vernachlässigten Plätzen fördert 

das zu Fuß gehen und das verweilen. In der „Nördlichen Innenstadt“ stehen die Hasengasse mit dem 

Spielplatz und der bisher als Parkplatz genutzte Franziskanerhof im Fokus. 

Weiterhin behindert nach wie vor das Gehwegparken (z.B. in der Geberstraße) die Fußgänger. 

Anmerkung: 

Das Gehwegparken  ist noch immer an vielen Straßenrändern im Stadtgebiet  erlaubt oder wird 

stillschweigend geduldet. 

Auch lange Wartezeiten an Übergängen und kurze Ampelphasen sind vor Allem bei gehbehinderten 

hinderlich. 

Radfahrer auf den Gehwegen gefährden vor allen Dingen Kinder. Durch an den Straßenrändern 

parkenden Autos wird das zu Fuß gehen durch die Eintönigkeit immer langweiliger und ist 

querungseinschränkend und für kleinere Kinder, die hinter den Autos beim Überqueren nicht den 

Verkehr einsehen können oder nicht gesehen werden sogar gefährlich.  

Fehlende Sitzgelegenheiten (z.B. am Bollwerkturm nur Steinbänke) bereiten vor allen Dingen älteren 

Menschen Probleme. 

Schon zur Schule sollten alle Kinder zu Fuß gehen (Elterntaxi unerwünscht!) oder mit dem Fahrrad 

bzw. mit dem Roller zur Schule kommen. Dazu sollten im Bereich der Schuleingänge absolutes 

Halteverbot eingerichtet werden (Behindertenparkplätze bleiben erhalten).  

In Elternveranstaltungen der Schule muss darauf hingewiesen werden, das das Bringen und Abholen 

der Schulkinder mit Pkws unerwünscht ist. Die Schulen sollten entsprechende Umwelterklärungen 

mit den Schülern und Eltern abgeben. 

Die Stadt kann entsprechende Schulprojekte „zu Fuß oder mit dem Fahrrad zur Schule“ finanziell und 

personell fördern (zusammen zu Fuß gehen, zusammen mit den Fahrrad fahren).  

Darüber hinaus gibt es eine Reihe von Ansätzen und konkreten Maßnahmen, das Fuß gehen in der 

Stadt zu fördern. 

 Hauptziel: Die Innenstadt bis 2030 autofrei machen, 

 Fußgängerbereiche in der Innenstadt und den Stadteilkernen schrittweise erweitern;  

z.B. in der Innenstadt: Lohtorstraße, Zehentgasse, Turmstraße, 

 Hindernisse im Gehbereich vermeiden oder beseitigen (Fahrradständer in den Fahrbahnraum 

verlagern), 

 Parken auf Fußwegen im gesamten Stadtbereich komplett verbieten (z.B. Gerberstraße) und 

die Einhaltung regelmäßig überwachen, 

 Das Parken am Straßenrand gegenüber Parken in Parkhäusern, auch für Bewohner. deutlich 

verteuern, 

 In der Innenstadt das Parken am Straßenrand Schritt für Schritt reduzieren (parallel dazu 

Erstellung von Quartiersgaragen für Bewohner), 

 Fahrradfahren auf Gehwegen durch Schaffung von Radwegen im Fahrbahnbereich verbieten. 

 Sofortgrün für Fußgänger an allen „Bedarfsampel“ (z.B. Übergang Otto-Konz-Brücke / 

Karlsruher Straße), 
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 Grünphasen für Fußgänger so lang gestalten, dass die gesamte Straße auch bei Mittelinseln 

problemlos in einer Phase die Straße komplett überquert werden kann,  

 Ausreichende Zahl von Sitzgelegenheiten und Papierkörbe an allen Plätzen und Haltestellen, 

 Öffentliche Trinkbrunnen an allen Kinderspielplätzen, 

 Mehr Wasserspiele auf Plätzen in der Innenstadt (ähnlich Bollwerksturm), 

 Sonnenschutz (Regenschutz) auf allen größeren Plätzen. 

 

11.4 Bewertung der Maßnahmen 

Der Modal-Split-Anteil für Fußgänger soll in den 10 Jahren um 3%angehoben werden. Das soll vor 

allen Dingen durch Fördermaßnahmen in der Innenstadt erreicht werden. Es ist außerordentlich 

wichtig auch aus vielen anderen Gründen das zu Fuß gehen zu fördern. 

Der Autoverkehr und das Parken im Straßenraum in der Innenstadt kann kurzfristig ohne 

nennenswerten Finanzmitteleinsatz stark eingeschränkt und so raum für Fußgänger geschaffen 

werden. 

Die Umsetzung aller vorgeschlagenen Maßnahmen relativ kurzfristig möglich. So kann die 

Lohtorstraße bis 2024 in eine Fußgängerzone umgestaltet werden. Die dafür erforderlichen 

Finanzmittel sind überschaubar. 

Notwendig ist auch in diesem Themenfeld hier eine Finanzmittel-und eine Personalaufstockung vor 

allen Dingen bei einer qualitätsvollen Umwandlung weiterer Straßen und Plätze in Fußgängerbereich. 

Die Errichtung von Quartiersgaragen in der Innenstadt muss mit öffentlichen Gelder vorfinanziert 

werden. Hier ist der Mittelbedarf höher aber im Vergleich mit Straßenbaumaßnahmen im 

Stadtgebiet noch immer überschaubar. Bis 2030 können nach unserer Einschätzung mit einen 

Sonderprogramm mindesten Programm 1000 Quartiersgaragenstellplätze im der „Nördlichen 

Innenstadt“ und zusätzliche im Neckarbogen geschaffen werden. Bei Verzicht auf private Stellplätze 

in Wohngebäuden werden ca. 30.000 EUR pro Stellplatz eingespart, die zumindest teilweise zur 

Errichtung von Quartiergaragen genutzt werden können . 

Zeitlich ist die Umsetzung dieser Maßnahmen bis 2030 kein Problem. 

Anmerkung:  

Es ist äußert bedauerlich, dass nach der BUGA 2019 des Parken im Neckarbogen fast uneingeschränkt 

wieder möglich ist   

 

12. Maßnahmen zur Förderung des inter- und multimodalen  

       Mobilitätsverhalten 
Das inter- und multimodales Mobilitätsverhalten ist ein wichtiger Baustein zur Unterstützung einer 

umweltfreundlichen Mobilität.  

 

12.1 Lage Umsteigepunkte (Mobilitäts-Hubs) 
Wichtiges Element sind dabei die Umsteigepunkte (Mobilitäts-Hubs). An diesen Punkten kann das 

Verkehrsmittel einfach gewechselt.  

Bei den innerstädtischen Hubs geht es um den Wechsel zwischen umweltfreundlichen 

Verkehrsmitteln.  

Bei den Hubs am Stadtrand erfolgt der Wechsel von bzw. zum Auto. 
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Potentielle Lagen für solche Einrichtungen am Stadtrand von Heilbronn, sind in Abbildung 18 

dargestellt.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abb. 18: Potentielle Orte für Umsteigepunkte an den Stadtein- und Ausfahrten 
             Quelle: „Lokale Agenda21 Heilbronn, AK Mobilität, 2019 

 

Die einzelnen Punkte liegen an den Ein-bzw. Ausfallstraßenverbindungen der Stadt.  

Die Punkte 3, (4), (5), 10 liegen in der Nähe von Stadtbahnstrecken. Das sichert eine schnelle und 

grundsätzlich zuverlässige Verbindung in die Innenstadt. Durch eine einladende Gestaltung der 

Umsteigepunkte und elektronische Anzeigen (nächste Verbindungen) kann de in die Stadtbahn oder 

auch in den Bus bzw. Fahrrad gefördert werden. Die Umsteigepunkte sind an strategisch günstigen . 

Stellen am Stadtrand oder auch außerhalb zu installieren. Es sich für die Stadt Heilbronn und auch für 

die Nachbarkommunen lohnen, Lage und Ausstattung der Umsteigepunkte zusammen zu planen und 

auch gemeinsam mit Unterstützung des Landes zu finanzieren. Es ist auch über ein besonders 

gefördertes Pilotprojekt nachzudenken.  

Eine hohe Priorität am Stadtrand ist den folgenden Punkte zuzuordnen: 

 2: A6, AS36, Heilbronn / Untereisesheim  

 6: B39, Weinsberger Sattel 

 7: L1111, Schwabenhof 

 8: B27, Sontheim/ Horkheim 

 9: K9555, Klingenberg 

 10: B293, Gewerbegebiet Böckingen-West 

Bei den Orten, die nicht in unmittelbarer Stadtbahnnähe liegen, sind die am nächsten gelegenen 

Stadtbuslinien bis zu den Umsteigepunkten zu verlängern. 

Von den oben ausgewählten Orten sollten die Umsteigepunkte Nr.6: (B39, Weinsberger Sattel) und 

Nr.10: (B293, Gewerbegebiet Böckingen-West) zuerst realisiert bzw. ausgebaut werden. 

Wichtig ist die Ausstattung der Umsteigepunkte.  

Die Zufahrten sollten großzügig gestaltet werden. Pfötnerampeln an der Zufahrtstraße können bei 

Stausituationen auf den jeweils in die Innenstadt führenden Straße zum Umstieg motivieren. Dabei 

sind die Zufahrten zu den Umsteigepunkten bei „Rot“ der Pförtnerampel frei zu schalten. 
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Neben dem komfortablen Parken ist ein möglichst breites Mobilitätsangebot, mindestens eine 

ÖPNV-Anbindung und ein Fahrradleihangebot notwendig. 

Wichtig ist weiterhin ein Wetterschutz mit Sitzgelegenheiten und eine elektronische Rundum-

Infomöglichkeit (auch kostenloses WLAN). 

Das Parken sollte in ein Kombitagesangebot für die ÖPNV- und Fahrradnutzung eingebunden sein. 

Neben diesen am Stadtrand positionierten Umsteigepunkten, ist als wichtigster innerstädtischer 

Umsteigepunkt der Hauptbahnhof zu nennen. Hier werden schon jetzt, außer einem Fahrradverleih, 

alle anderen Verkehrsmittel angeboten. Es fehlt noch die für die Nutzer einfach erkennbare 

Verknüpfung. In einem gemeinsamen analogen wie auch digitalen Servicepoint müssen die 

verschiedenen Alternativen zusammen gebündelt werden. 

Der Kunde hat in der Regel ein konkretes Ziel und für ihn gilt es auf einen einfachen, komfortablen 

und kostengünstigen Weg die beste Wahl auch für die Umwelt zu treffen. 

Die Kreuzung Allee - Kaiserstraße/Moltkestraße ist ein weiterer wichtiger, innerstädtischer  

Umsteigepunkt. Auch hier fehlt bisher das Fahrradangebot und die Einstiegstellen der 

unterschiedlichen Verkehrsmittel des UV liegen zu weit auseinander: Das gilt für die wichtigen 

Haltestelle Allee/Post und der „Regionalbusbahnhof am Wollhaus“, die zu weit von der oben 

genannten Kreuzung entfernt liegen. Wie am Hauptbahnhof, fehlt auch hier der einfach erkennbarer 

Zusammenschluß. 

Die neue „Böckinger Mitte“, Haltestelle Sonnenbrunnen wurde neu gestaltet. Es wurde zwar eine 

Unterstellhalle für Fahrräder erstellt, es fehlen hier bisher ebenfalls ein Fahrradverleih, Schließfächer 

und ein alle Angebote integrierender digitaler Infopunkt. Auch ein Kiosk ist in diesem Bauwerk 

denkbar. 

Die Radfahrverbindungen Richtung Grünewaldschule und Innenstadt sowie stadtauswärts sind 

mangelhaft und für Radfahrer wenig attraktiv. 

Ein neuer Hub am Stadtrand sollte an der B293 östlich von Leingarten bei der Einmündung der K2154 

errichtet werden. Notwendig ist hier ein neuer Stadtbahnhaltepunkt und eine neue Buslinie von 

Leingarten über Frankenbach über die Böllinger Höfe oder alternativ über Neckargartach Richtung 

Neckarsulm. Ein solcher Mobilitätspunkt kann für die Pendler aus Richtung Kraichgau interessant 

sein. 

Anmerkung: 

Ausführliche Analysen und Vorschläge zu dem Thema „Umsteigepunkte“ in Heilbronn wurden in 

einem Workshop von Interessierten erarbeitet. Der dreiteilige Workshop wurde von der 

Mobilitätsgruppe der Lokalen Agenda21 Heilbronn 2019 organisiert durchgeführt.  

Die Ergebnisse wurden unter dem Titel „In Heilbronn besser mobil sein - das Umsteigen attraktiv 

gestalten“ 

12.2 Bewertung der Maßnahmen 
Die Einrichtung von Mobilitätshubs ist planungsintensiv und muss, abgesehen von wenigen  

stadtintegrierten Hubs wegen ihre Stadtrandlage zusammen mit den betroffenen Nachbargemeinden 

angegangen werden. Bei diesen Einrichtungen besteht , wenn man es richtig macht, ein erheblicher 

Finanzmittelbedarf.  

Als einer der ersten Punkte ist wegen der schon vorhanden Angebote, der Hauptbahnhof als Hub zu  

gestalten. Die neue „Böckinger Mitte“ wurde schon angesprochen. Beide können bis 2025 realisiert 

werden.  

Als weiterer Mobilitätshub sollte der Punkt östlich von Leingarten realisiert werden. Dies müßte bis 

zum Jahr 2030 erreichbar sein. 
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Neben diesen Infrastrukturmaßnahmen sind auch hier so genannte weiche Maßnahmen, die den 

Umstieg von und in andere Verkehrsmittel unterstützen, von Bedeutung. 

Hier befinden sich, alle Fortbewegungsarten integrierende, Softwareanwendungen gerade in 

Erprobung (Karlsruhe). Hier ist sofort Kontakt mit den Entwicklern bzw. ihren Aufraggebern 

aufzunehmen und  Interesse an einer Übertragung in der Heilbronner Raum anzumelden. 

 

13 Motorisierter Individualverkehr MIV 

13.1 Straßennetz 
Das Straßennetz wird mit Ausnahme von Erschließungsstraßen über die beschlossenen Maßnahmen 

hinaus nicht weiter ausgebaut.  

Das heißt konkret, dass die im Mobilitätskonzept für das Klimaschutz-Szenario vorgesehenen 

zusätzlichen Straßenbaumaßnahmen werden nicht realisiert. Dazu zählen 

 Ausbau und Verlängerung der Saarlandstraße 

 neue Straßenverbindung über die „Friedrich-Ebert-Trasse“ 

 „Neue Kranenstraße“ 

13.1.1 Ausbau und Verlängerung der Saarlandstraße  

der fertig geplante Ausbau und die Verlängerung der Saarlandstraße wird nicht realisiert.  

Sie kann die Stadteile Böckingen, Frankenbach und Neckargartach kurz- bis mittelfristig entlasten, 

generiert aber langfristig eine Steigerung des Pkw- und Lkw-Verkehrs. Das führt einerseits zu einer 

zusätzlichen Belastung der Neckaralstraße und der Innenstadt und andererseits zur Benachteiligung 

des ÖPNV (Stadtbahn) und. Der vierspurige Ausbau führt zu einer erhebliche Reduzierung wertvoller 

Ackerflächen und zur Zerschneidung zusammenhängender Flächen. Die bisher eingeplanten hohen 

realisierungskosten haben sich zwischenzeitlich stark erhöht. 

Das Land Baden-Württemberg hat bisher einen Zuschuß zu Realisierung verweigert, weil sich die 

Stadt stattdessen für die bessere Erschließung der Bölliger Höfe („Nordumfahrung Neckargartach, 

Frankenbach“)entschieden hat  

13.1.2 Straßenverbindung über die „Friedrich Ebert-Trasse“ 

Das Mobilitätskonzept sieht zur Streckenverkürzung eine neue Straßenverbindung zwischen B27 

(Neckarsulmer Straße) und der B39 (Haller Straße) über die „Friedrich-Ebert-Trasse“ vor. 

Diese Verbindung wird nicht realisiert.  

Ein solche Tangente würde bestehende Wohngebiete sowie den „Botanischen Obstgarten“ 

durchschneiden, Stattdessen gibt es seit vielen Jahren Bestrebungen von Teilen des Gemeinderates 

die freigehaltenen Flächen für ein dringend benötigte Wohnbebauung zu nutzen. 

Als Alternativen stehen in der Stadt die Burenstraße zu Verfügung. Außerhalb des Stadtgebietes von 

Heilbronn besteht eine Alternative über die Binswanger Straße oder in Neckarsulm über die L101.  

13.1.3 Neue Kranenstraße 

Die von der Stadt bisher vorgesehene „Neue Kranenstraße“ als Ersatz für die bisherige Kranenstraße 

wird nicht realisiert. Eine Unterführung des Bahnhofsgleisfeldes wäre sehr teuer. Außerdem würde 

eine solche Verbindung zu einer weiteren Belastung der Bahnhofsstraße führen, in schon bisher der 

starke Stadtbusverkehr belastet ist. Die „Neue Kranenstraße“ würde auch außer einer kürzeren 

Zufahrt zu den Parkhäusern (Experimenta, Stadtgalerie)aus nördlicher Richtung keine Vorteile bieten. 
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13.2 Ruhender Verkehr 
Der ruhende Verkehr belastet die Stadt, vor allen Dingen in der „Nördlichen Innenstadt“ durch das 

Parken im Straßenraum und auf Plätzen sehr. Deshalb soll eine Verlagerung dieser Parkplätze in 

bestehende Großgaragen und für die Anwohner in neu zu errichtende Quartiersgaragen erfolgen. 

Das Parken im Straßenraum wird stadtweit deutlich verteuert. Parkplätze für behindert Personen 

sowie Kurzzeitparkplätze (bis 10 Minuten) werden nicht reduziert.  

13.3 Carsharing  
Das bestehende Carsharing wird in der Innenstadt verdichtet und auf alle Stadtteile ausgeweitet. 

Dafür stellt die Stadt an geeigneten Stellen Abstellplätze mit Ladeinfrastruktur für E-Autos zu 

Verfügung.  

Die Stadtspitze und Stadtverwaltung  nutzt statt Dienstfahrzeugen ausschließlich 

Carsharingfahrzeuge errichtet im Nahbereich von städtischen Einrichtung Carharingstellplätze 

Die Nutzung von Carsharing wird durch die Stadt beworben. Sie fördert auch quartiers- oder 

wohnblockbezogen Sharingsystem nicht nur für Autos. 
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13. ergänzende Informationen 
Ergänzend zu den Ausführungen in diesem Konzept existieren weitere von der Lokalen Agenda21 

Heilbronn, Arbeitskreis Mobilität zusammen mit interessierten Bürgern bzw. Bürgerinnen 

erarbeiteten Analysen und Lösungsvorschläge mit konkreten Maßnahmenempfehlungen.  

 

„Vorschläge zur Verbesserung des ÖPNV in Heilbronn“ 

Lokale Agenda21 Heilbronn, AK Mobilität, 10/2017 
https://www.agenda21-hn.de/wp-content/uploads/2017/11/2017_11_Zukunft-%C3%96PNV-

Zusammenfassung-Final.pdf 

„In Heilbronn besser mobil sein - das Umsteigen attraktiv gestalten“ 

Lokale Agenda 21 Heilbronn, AK Mobilität, 05/2019 

„Nördliche Innenstadt, hautsächlich aus verkehrlicher Sicht“ 

Lokale Agenda 21 Heilbronn, AK Mobilität, 01/2019 

„Parken in der nördlichen Innenstadt, Zustandsbeschreibung“ 

Lokale Agenda 21 Heilbronn, AK Mobilität, 01/2020 

„Alternative für die Radwegeverbindung in der Oberen und Unteren Neckarstraße“ 

Lokale Agenda 21 Heilbronn, AK Mobilität, 01/2020 

„Entwurf - Vorschläge zur Verbesserung des Radverkehrs in der Heilbronner Kernstadt“ 

Dr. U. Baumann, Mitglied Lokale Agenda 21 Heilbronn, AK Mobilität, 02/2017 

 

Anmerkung: 

Bei Interesse an den oben aufgeführten Dokumenten bitte wir sie sich über die Mail-Adresse   

info@agenda21-hn.de an die Lokale Agenda21 Heilbronn zu wenden 

 

 

Lokale Agend21 Heilbronn 

Arbeitskreis Mobilität 

ak.mobilitaet@agenda21-hn.de 

https://www.agenda21-hn.de/wp-content/uploads/2017/11/2017_11_Zukunft-%C3%96PNV-Zusammenfassung-Final.pdf
https://www.agenda21-hn.de/wp-content/uploads/2017/11/2017_11_Zukunft-%C3%96PNV-Zusammenfassung-Final.pdf

